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Preis: 3,00 DM 


Herausgegeben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


Seit nun genau 50 Tagen befindet sich der 
türkische Linke Ilhan Yelkuvan im Hun- 
gerstreik / Todesfasten gegen seine Haftbe- 
dingungen. Vor genau 50 Tagen wurde er 
vom 3. Strafsenat des Hanseatischen Ober- 
landesgerichts unter dem Vorsitz des Rich- 
ter A. Mentz in einem fragwürdigen Indi- 
zienprozess wg. „Mordes“ an dem der fa- 
schistischen MHP (in Deutschland unter 
„graue Wölfe“ bekannt) nahestehenden Ki- 
oskbesitzer E. Kurt zu lebenslänglich und 3 
Jahren Haft verurteilt. Der Vorsitzende 
Richter legte darüber hinaus fest, dass Il- 
han Yelkuvan, der jetzt schon 18 Monate 
Isolationshaftbedingungen, die bei ihm zu 
einem „Tinnitus“ (Schwindelgefühl und 
Ohrensausen) führten, bis zur Beendigung 
des von den Anwälten eingereichten Revi- 
sionsverfahrens isoliert bleibt. Als letzte Be- 
gründung für diesen Schritt des 3. Strafse- 


nats wurde von Richter A. Mentz angege- 
ben, dass Ilhan Yelkuvan im Normalvoll- 
zug türkische Mitgefangene für die revolu- 
tionären Ziele der DHKP-C (Revolutionäre 
Volksbefreiungspartei - Front) gewinnen 
wolle. Diese Organisation führt seit Jahr- 
zehnten einen antiimperialistischen und 
antioligarchischen Kampf in der Türkei. 

Ilhan Yelkuvans Gesundheitszustand ist 
trotz des langen Hungerstreiks verhältnis- 
mäßig stabil. Er hat bisher ungefähr 15kg 
an Gewicht verloren. 

Zur Zeit befinden sich 14 türkische und 
kurdische Gefangene aus Solidarität und 
teilweise mit Forderungen nach Verbesse- 
rung der eigenen Haftsituation ebenfalls im 
Hungerstreik. Vier der Hungerstreikenden 
haben angekündigt, dass sie am 45. Tag ih- 
res Hungerstreiks in das Todesfasten über- 
gehen. Außerdem befinden sich mehrere 


An meine Freunde und 
Freundinnen in Deutschland 


Hungerstreik gegen Isolationshaft. 


°50. Tag des Hungerstreiks / Todesfastens türkischer und kurdischer 
Gefangener gegen die Isolationshaft 


e Erster Gefangener bricht Hungerstreik gesundheitsbedingt ab 
eSolidaritätsaktionen in verschiedenen Städten Westeuropas 


türkische Gefangene in Belgien und rank- 
reich im Solidaritätshungerstreik mit Ilhan 
Yelkuvan. 


Erster Gefangener bricht 
Hungerstreik ab 


Erdogan Cakir, der seit dem 7.12.1999 im 
Hungerstreik zur Unterstützung der Forde- 
rungen von Ilhan Yelkuvan und mit der ei- 
genen Forderung nach Nichtauslieferung 
nach Frankreich (wo ihn ein politisch mo- 
tivierter Prozess erwartet) war, hat seinen 
Hungerstreik gesundheitsbedingt abgebro- 
chen. Bei hm wurde bei einer ärztlichen Un- 
tersuchung am 13.1. eine offene Tuberku- 
lose festgestellt. Darüber hinaus leidet Er- 
dogan Cakir in der JVA Aachen inhaftiert 
ist, schon seit Tagen unter Magenbluten. 
Der Abbruch des Hungerstreiks von Erdo- 
gan Cakir soll auch eine frühzeitige Eska- 

Fortsetzung auf S. 14/15 = = 


.. an die LeserInnen von „Ich schreibe, um zu leben“, an diejenigen, die sich der 
expandierenden us-amerikanischen Todesmaschinerie entgegenstellen: Ich dan- 
ke Euch für Eure Präsenz, Eure Unterstützung und dafür, dass Ihr Eure Hände 
mit meinen verbindet. In den letzten fünf Jahren habe ich Hunderte von Brie- 
fen aus Deutschland erhalten - einige von Linken und radikalen Linken, ande- 
re von Intellektuellen und viele von StudentInnen und SchülerInnen. | 

Alle BriefschreiberInnen sind darüber schockiert, dass die USA ein Land sind, 
in dem Hinrichtungen stattfinden und Todeskammern existieren. Denn die offi- 
zielle Darstellung behauptet immer, dass die USA ein Land des Friedens und der 
Ruhe seien, wo die Strassen mit Gold gepflastert sind. Indem die Menschen das 
lesen, was wir aus den Todeszellen schreiben, erfahren sie jedoch von der Exi- 
stenz eines anderen Amerika - und das ist mir Ehre und Verpflichtung. 

Aus dem Todestrakt, Mumia Abu-Jamal, 15.12.1999 


Weitere Artikel auf den nächsten Seiten 


Bilanz der Kampagne 


vom 27.12.99 
Liebe Freundinnen und Freunde, 
Liebe Unterstützerinnen und Unterstützer 
von Mumia Abu-Jamal 
Inzwischen konnten wir Mumia Abu-Jamals 
Rechtsanwalt Len Weinglass über 3.000 Un- 
terschriften von Ihnen/Euch überreichen, in 
denen der zuständige Richter William Yohn 
aufgefordert wird, Mumia Abu-Jamal ein 
neues Verfahren zu gewähren und Mumias 
Hinrichtung zu verhindern. 

Unter den bekannten Persönlichkeiten, die 
diese Forderung unterstützen, finden sich 
beispielsweise Detlef Hensche (Vorsitzender 
der IG Medien), die PDS Fraktion im Thürin- 
ger Landtag, Dr. Eva-Maria Stange (Vorsit- 
zende der Gewerkschaft Erziehung und Wis- 
senschaft), die Landesvereinigung der VVN- 
BdA Hamburg und Jürgen Gechter (Bundes- 
sprecher der VVN-BdA), die Bezirksleitung 
der IG Metall Frankfurt a. Main, Professor Dr. 
Christian Nix (Leiter des Staatstheaters Kas- 
sel), Christa Hasenmaile (stellv. Vorsitzende 
der IG Medien Landesverband Bayern), Wal- 
ter Hättig (Vorsitzender vom Weltfriedens- 
dienst), die Fachgruppe Journalismus der IG 
Medien Landesbezirk Baden-Württemberg, 
MdEP Elisabeth Schroedter (Regenbogen- 
fraktion), DGB Bildungswerk Thüringen e.V., 
MdB Angela Marquardt (PDS), MdB Eva Bul- 
ling-Schröter (PDS), MdB Roland Cluas 
(PDS), MdB Rolf Kutzmutz (PDS), MdB Chri- 
sta Luft (PDS), MdB Wolfgang Gehrcke (PDS), 
MdB Carsten Hübner (PDS), MdB Heidi Lipp- 
mann (PDS), MdB Dr. Evelyn Kenzler (PDS), 
MdB Maritta Böttcher (PDS), MdB Prof. Dr. 
Heinrich Fink (PDS), MdB Ulla Jelpke (PDS), 
MdB Heidemarie Lüth (PDS), MdB Manfred 
Müller (PDS), MdB Sabine Jünger (PDS), MdB 
Kerstin Müller (Bündnis 90/Die Grünen), MdB 
Dr. Thea Dückert (Bündnis 90/Die Grünen), 


Aktionen & 
Veranstaltungen 


Hier eine Liste mit dem MSI 
bekannten Veranstaltungen 
und Aktionen in der BRD 
(Schweiz und Österreich leider nichts be- 
kannt). Ergänzungen, Links & Infos bitte 
an: info.msi@gmx.de 


22.1. Luxembourg - Demonstration, 15:00 
Roude Petz (Roter Brunnen), Innenstadt: 
Luxemburg-Stadt 


24.1. Berlin - Veranstaltung, Farbige 
Nichtsnutze? - Ab in den Knast! Strafen 
und Einsperren im Dienste rassistischer und 
sozialer Ausgrenzung in USA und BRD 


24.1. Hildesheim - Film, Lesung & Konzert, 
Film “Hinter diesen Mauern’; Lesung mit 


Texten von Mumia und anderen politischen 


2 


MdB Kristin Heyne (Bündnis 90/Die Grünen), 
MdB Christian Sterzing (Bündnis 90/Die Grü- 
nen), MdB Winfried Nachtwei (Bündnis 
90/Die Grünen), MdB Christian Simmert 
(Bündnis 90/Die Grünen), Irmingard Schewe- 
Gerigk (Bündnis 90/die Grünen), MdB Ulrike 
Höfken (Bündnis 90/Die Grünen), MdB An- 
nelie Buntenbach (Bündnis 90/Die Grünen), 
MdB Sylvia Voß (Bündnis 90/Die Grünen), 
MdB Helmut Wilhelm (Bündnis 90/Die Grü- 
nen), sechzehn Stadtverordnete der Stadt- 
verordnetenversammlung Frankfurt/Oder 
und viele andere. 

An dieser Stelle möchten wir uns bei Ih- 
nen/Euch im Namen von Mumia ganz herz- 
lich für diese Unterstützung bedanken. Mu- 
mia hat dazu am 15. Dezember 1999 eine 
Grußbotschaft geschriebe (s. S. 12). (....) 
Solidaritätsbüro Mumia Abu-Jamal, c/o Antiras- 
sistische Initiative e.V., Yorckstr. 59, 10965 Ber- 
lin, Fax: ++ 49 - 30 - 786 99 84 
http://www.berlinet.de/ari/kampagne/mumia 
solibuero@gmx.de 


Gefangenen, Konzert der Gruppe AradiaN 


25.1. Mannheim - Film & Veranstaltung, 
19:30 Forum der Jugend, Film ‘Hinter die- 
sen Mauern- Mumia und der lange Kampf 
um die Freiheit’, Anschließend Diskussion 


26.1. Wiesbaden - Veranstaltung, ‘freedom 
now ! - panthers, politics €& prisoners’, ab 
19:00. Black Panther, pol. Gefangene, In- 
dustrieller Gefängnisskomplex €t Interna- 
tionale Solidarität. Infoladen Linker Pro- 
jekte 


27.1. Mannheim - Kundgebung & In- 
fostand, 17 Uhr Paradeplatz 


28.1. Frankfurt - Film & Veranstaltung, 
18:00 Film ‘Hinter diesen Mauern’, 19:30 
Veranstaltung mit Heike Kleffner, Journa- 
listin, hat Mumia besucht und interviewt 


28.1. Mannheim - Film & Veranstaltung, 
20 Uhr im „blockhaus“ 


Beitrag von Mumia Abu-Jamal 
für die 5. Rosa-Luxemburg- 
Konferenz am 8. Januar 2000 
in Berlin 


Was uns ver- 
eint, ist das 
Leben, unsere 


Menschlichkeit 


Dankeschön für die Einladung zur Rosa- 
Luxemburg-Konferenz in Berlin. 

Dies ist mein Beitrag zu den Fragen des 
Kapitalismus im 21. Jahrhundert. 


1. Zur Frage des Einflusses, den Neolibera- 
lismus und Sozialabbau auf die Arbeiter- 
klasse der USA haben: 

Die Politik des Kapitals im neuen Jahrtau- 
send muss gesehen werden vor der wach- 
senden Globalisierung des Handels, die 
gleichzeitig die Handlungsfähigkeit der 
Werktätigen schwächt. Im Zusammenhang 
mit den Klassenformationen in den USA 
kann man zwar von der „Arbeiterklasse“ 
sprechen, aber man kann von ihr nicht als 
einer organisierten, wirklich unabhängi- 
gen, gesellschaftlich aktiven Kraft spre- 
chen, weil es in den USA - anders als in 
Frankreich, Großbritannien, der ehemali- 
gen DDR etc. - keine „labor party“, keine 
Arbeiterpartei, keine überregionale politi- 
sche Kraft (mit Ausnahme der Gewerk- 
schaften) gibt, die den ureigensten Klassen- 
interessen der Werktätigen Zusammenhang 


2.2. Berlin - Veranstaltung, Racism kills. 
Still. Veranstaltung zu institutionalisiertem 
Rassismus in USA und BRD 


4.2. Stuttgart - Veranstaltung, 20:00 BAZ 
110, Ludwigstr. 110a, Stuttgart 


4.2. Berlin - 19.30 Uhr, Audimax der Hum- 
boldt-Uni Berlin (Unter den Linden 6, rech- 
ter SF hinten) 

Veranstaltung mit Len Weinglass und weit- 
ren Gästen 


Mumia and More 


Zum Stand von Verfahren und Bewegung. 
Zu Todesstrafe und politischen Gefangenen 


Das Ende der gerichtlichen Instanzen ist er- 
reicht. Auch wenn es noch zwei Jahre dau- 
ern kann, bis Mumia Abu-Jamal durch die 
Giftspritze der staatlichen Henker ermordet 
wird: Die letzte realistische Instanz, um dies 
zu verhindern, ist das momentane Verfah- 


verleihen könnte. Demgemäss folgen viele 
Gewerkschaften der Demokratischen Par- 
tei, die, wie uns die Geschichte gezeigt hat, 
die Partei des NAFTA (North American Free 
Trade Agreement) ist. In ihrem Verhältnis 
zur Demokratischen Partei ähneln sie dabei 
eher einem Juniorpartner, statt dass sie das 
Handeln bestimmen, und oft genug werden 
ihre Interessen verraten. 


2. Zur Frage, ob und von wem es Wider- 
stand dagegen gibt: 

Es gibt Widerstand gegen den Neolibera- 
lismus und die Verwalter des Kapitals, aber 
dieser Widerstand tendiert dahin, fast in 
seiner Gesamtheit unpolitisch oder zutiefst 
legalistisch zu sein. Diesem Widerstand 
mangelt es an einer Klassenanalyse, und er 
drückt sich in den Aktivitäten von Grup- 
pen aus, die sich für den Umweltschutz oder 
Gemeindebelange einsetzen. 


3. Zur Frage, ob es in den Gewerkschaften 
Fraktionen von afroamerikanischen Arbei- 
terinnen und Arbeitern gibt: 

Obwohl einige Gewerkschaften afroameri- 
kanische Fraktionen in ihren Reihen haben, 
geht von diesen Strukturen nur ein be- 
grenzter Einfluss auf die Gewerkschaftspo- 
litik aus - und so auch auf die allgemeine 
gesellschaftliche Politik. In einigen Berei- 
chen gibt es Ausnahmen von dieser Regel, 
so zum Beispiel in der Krankenhauswirt- 
schaft und im Gesundheitswesen oder im 
Transportwesen (TWU/Transport Workers 
Union New York City), wo die Mehrheit der 
Gewerkschaftsmitglieder afroamerikani- 
schen oder latino Ursprungs sind. Im all- 
gemeinen jedoch sind die meisten US-Ge- 
werkschaften in Allianzen mit der Demo- 
kratischen Partei verstrickt und dösen po- 
litisch dahin. 


4. Zur Frage, ob die von Weißen dominier- 


ren vor dem Bundesbezirksgericht in Phi- 
ladelphia. Die politische Führung Pennsyl- 
vanias will den afroamerikanischen Jour- 
nalisten um keinen Preis begnadigen, son- 
dern lieber gestern als heute tot sehen, wie 
Gouverneur Tom Ridge mehrfach bekundet 
hat. 

Am Vorabend der bundesweiten Demo 
„Für das Leben und die Freiheit von Mu- 
mia Abu-Jamal und allen politischen Ge- 
fangenen“ wird Mumias Anwalt Len Wein- 
glass über den aktuellen Stand des Verfah- 
rens berichten und erläutern, warum wir 
uns gerade jetzt in der entscheidenden Pha- 
se zur Rettung von Mumias Leben befin- 
den. 

Aber: Mumia means more. Der Fall des 
ehemaligen Black Panther-Aktivisten ist 
kein Einzelfall. Nicht nur in Deutschland 
steht Rassismus genauso auf der Tagesord- 
nung wie in den USA. Weltweit werden 
Menschen wegen ihrer Hautfarbe, ihrer po- 
litischen Überzeugung oder Arbeit verfolgt 
und verurteilt oder warten in den To- 


ten Gewerkschaften eine fortschrittliche 
Rolle spielen können: 

Nur wenn diese Gewerkschaften in der La- 
ge sind, sich über die Täuschungen durch 
die weißen Privilegien hinwegzusetzen und 
ihre eigenen Interessen und die gemeinsa- 
men aller Werktätigen (und der Mehrheit 
der Gesellschaft) zu erkennen. Zum Beispiel 
setzte Ronald Reagan einen raffinierten, co- 
dierten Rassismus ein und gewann so bei 
seiner Wahl bemerkenswerte Unterstützung 
durch Arbeiterkreise. Seine Angriffe auf so- 


genannte „welfare queens“, also alleiner- 
ziehende Mütter mit vielen Kindern, dievon 
der Sozialhilfe leben, fanden viel Anklang 
bei weißen Arbeitern, die das Gefühl hat- 
ten, diese in Armut lebenden Frauen wür- 
den „etwas ohne Gegenleistung bekom- 
men“ Viele dieser weißen Arbeiter, die vor 
den von der herrschenden Klasse geschür- 
ten Klassen- und Rassenwidersprüchen auf 
die Knie gingen, begriffen nicht, dass das, 
was dort angegriffen wurde, in Wirklich- 
keit gerade ihre Position stärkte, indem den 
Frauen die Sicherheit eines sozialen Netzes 
gewährt wurde, durch das niemand fallen 
sollte, um so die Schrecken der Arbeitslo- 
sigkeit zu mildern. 

Reagans Aufstieg war die gesellschaftli- 
che und politische Bestätigung für den Vor- 
stoß, die Sozialhilfe in das Licht einer 
schlimmen Sache zu rücken, und - und das 


ist wichtig - dann war es schließlich eine 


destrakten der staatlichen Gefängnisse auf 
ihre Hinrichtung. 

Weitere Themen des Abends werden da- 
her nicht nur die Situation in den USA, son- 
dern auch Todesstrafe und politische Ge- 
fangene in anderen Ländern sein. 

Außerdem: Wir weiter nach der bundes- 
weiten Demo? Vertreter des Solidaritäts- 
büros Mumia Abu-Jamal berichten über 
den Stand der Bewegung, Perspektiven und 
eine neue Kampagne. 


Die amerikanische Band ‚Rage Against the 
Machine’ kommt im Februar nach Europa. 
Sie machen viel für Mumia und ihr Besuch 
sollte dazu genutzt werden, Öffentlichkeit 
für Mumia zu schaffen. Des weiteren for- 
dern sie die Freiheit von Leonard 

Peltier. 


28/01/00 London, England - Wembley 
Arena 
30/01/00 Brüssel, Belgium - Forest Natio- 


von den Demokraten unter Clinton geführ- 
te Regierung, die die Sozialhilfe abschaffte 
und das Ganze auch noch als „Reform“ ver- 
kaufte. 

Auf diese Weise wurde durch die Mani- 
pulation von Klassen- und Rassenge- 
gensätzen und die Verblendung der weißen 
Arbeiterschaft das Kapital gestärkt und die 
Werktätigen wurden geschwächt. 


5. Zur Frage, wo die fortschrittlichen Kräf- 
te dann zu finden sind: 

Man „findet“ diese fortschrittlichen Ele- 
mente in den Gewerkschaften nicht, man 
muss sie vielmehr entwickeln durch radi- 
kales Handeln, durch die Entmystifizierung 
der Klassenrolle der bürgerlichen politi- 
schen Parteien und durch die Analyse der 
realen Lage der Klasse. In dem Maße, wie 
solche fortschrittlichen Elemente bereits 
existieren, ist es notwendig, mit ihnen zu- 
sammenzuarbeiten, um sie zu einer kla- 
reren politischen Perspektive zu bringen. 


6. Zur Frage, warum man gerade in der US- 
Armee und in den Knästen so viele Schwarze 
findet und wie sich das Verhältnis von Un- 
terdrückung und Widerstand ausdrückt: 


Niemand, der die Geschichte der USA kennt, 
kann ernsthaft bestreiten, dass die afro- 
amerikanische Bevölkerung unterdrückt 
wird. Die Tatsache, dass sie überproportio- 
nal in der US-Armee und in den Gefäng- 
nissen vertreten ist, reflektiert die dieser Si- 
tuation zugrundeliegende ausbeuterische 
Natur des neoliberalen kapitalistischen 
Staates. 

Im ersteren Fall sind sie in ihrer Gesamt- 
heit entbehrliche Individuen, die den Inter- 
essen der nationalen Sicherheit des Staates 
dienen und dadurch die Interessen einer Eli- 
te schützen. Im letzteren Fall sind sie eben- 
falls entbehrliche Personen, die zu einer 


nal 

31/01/00 Hamburg, Germany - Sporthalle 
01/02/00 Rotterdam, Holland - Ahoy Hal- 
le 

03/02/00 Paris, France - Zenith 

04/02/00 Düsseldorf, Germany - Philips- 
halle 

06/02/00 Berlin, Germany - Arena 
07/02/00 München, Germany - Zenith 
08/02/00 Ljubljana, Slovenia - Halle Tivo- 
li 

10/02/00 Zürich, Switzerland - Hallensta- 
dion 

11/02/00 Montpelier, France - Zenith 
13/02/00 San Sebastian, Spain - Plaza de 
Toros 

14/02/00 Madrid, Spain - La Cubierta 
15/02/00 Barcelona, Spain - Palais dels Es- 
ports 

17/02/00 Rom, Italy - Paleur 

18/02/00 Mailand, Italy - Fila Forum 


Liste mit Terminen: 
www.mumia.de/kund.html 


Ware des Gefängnis-Industriekomplexes 
werden. In beiden Fällen dienen sie den In- 
teressen des Staates, sind Kanonen- oder 
Maschinenfutter. Ihre Lage reflektiert in 
beiden Fällen, zu welchem Spottpreis 
schwarzes Leben zu haben ist. 

Was den Widerstand betrifft, so darf man 
nicht die Fähigkeit des Staates vergessen, 
Terror durch seine Repressionskräfte ver- 
breiten zu lassen, um den schwarzen Wi- 
derstand im Keim zu ersticken, und den re- 
lativ niedrigen Preis, den der Staat dafür 
zahlen muss. 

Denkt an den Fall des von der Polizei im 
Bett erschossenen Fred Hampton von der 
Black Panther Party in Illinois. Könnt ihr 
nur einen Namen eines Polizisten nennen, 
dem der Strafprozess für diesen geplanten 
Mord gemacht worden ist? Und was war 
mit dem Massaker an der Move Family et- 
was mehr als zehn Jahre später? Dieselbe 
Situation. Dass es angesichts eines solch 
ungeheuerlichen Staatsterrors überhaupt 
Widerstand gibt, ist in der Tat bemerkens- 
wert. 


7. Zur Frage, warum meine Gegner mich 
hinrichten wollen und was so viele Men- 
schen in verschiedenen Ländern und Kon- 
finenten dazu bringt, sich gegen Rassismus 
und Todesstrafe zusammenzuschließen: 
Wie schon oben ausgeführt, toleriert der 
neoliberale, kapitalistische und auf weißer 
Vorherrschaft basierende Status quo kein- 
erlei Widerstand. Aus diesem Blickwinkel 
betrachtet ist der elektrische Stuhl (als Sym- 
bol für die Todesstrafe) nur eine andere Me- 
thode desselben Grundmusters von Staats- 
terror, ein Cousin des Baumes, an dem 
Schwarze gelyncht wurden, ein direkter 
Nachfahre des Henkerstricks, ein Zwil- 
lingsbruder der Gewehrkugel und ein Bru- 
der der Bombe. 

Was uns vereint, ist das Leben, unsere 
Menschlichkeit. Was könnte internationa- 
listischer sein als die Atemluft, die wir tei- 
len? 

In Europa, das von uns durch Raum, Zeit 
und durch andere Verhältnisse getrennt ist, 
begreift man die Todesstrafe als einen 
Handlung, die so barbarisch ist wie dasLyn- 
chen. In Amerika (vor allem unter Weißen) 
sieht man sie als „normal“ an. 

Dennoch, die gerade geschlagene 
„Schlacht von Seattle“ ist verheißungsvoll. 
Dort machten Menschen aus den Gewerk- 
schaften, aus Umweltschutzgruppen, Geg- 
nerinnen und Gegner der Todesstrafe, An- 
archistinnen und Anarchisten und Studie- 
rende gemeinsame Sache gegen das Übel 
der neoliberalen World Trade Organization. 
Das war ein guter Anfang. Wir haben ge- 
meinsame Interessen. Und wenn das Kapi- 
tal die Globalisierung vorantreibt, dann 
wird auch der Widerstand global handeln! 


Ona Move! 
Long live John Africa! 
Mumia Abu-Jamal - aus dem Todestrakt 


Die Obdachlo- 
sen vertreiben 


8.12.99 
Mumia Abu-Jamal 


„Das Gesetz in seiner majestätischen 
Gleichheit verbietet sowohl den Reichen 
wie auch den Armen, unter Brücken zu 
schlafen, in den Straßen zu betteln und Brot 
zu stehlen.“ - Anatole France (1844-1924) 
Französischer Schriftsteller 


Während der Dow-Jones-Index (Dow Jones 
Industrial Average) und die NASDAQ (Na- 
tional Association of Securities Dealers Au- 
tomated Quotations) neue Rekordhöhen er- 
reichen und alle führende Medien den täg- 
lich „wirtschaftlichen Aufschwung“ anprei- 
sen, ist das Problem der Obdachlosigkeit weit 
verbreitet. 

Ein neulich ausgestrahlter Fernsehbericht 
behauptet, dass es allein im Stadtgebiet New 
Yorks über 400.000 Millionäre gibt und dass 
eine Handvoll Leute ein Jahreseinkommen 
hat, das das einiger Länder übersteigt. Mit- 
ten in diesem bespiellosen Reichtum, in ei- 
nem der reichsten Länder der Erde, gibt es 
bitterste Armut und sogar Obdachlosigkeit. 

In seiner Verfügung, die dem Begriff „dra- 
konisch“ eine ganz neue Bedeutung verleiht, 
gab Rudolph Giuliani, der Bürgermeister von 
New York, Pläne der Stadt bekannt, mitten 
im Winter Tausende von Frauen, Kindern 
und Männern, die in städtischen Heimen 
hausen, auf die kalten Straßen New Yorks 
zu setzen. Obdachlose sollen in Zukunft ei- 
nen neuen Übernachtungsplatz finden - das 
Gefängnis Rikers Insel! Und diejenigen, die 
es wagen, ein städtisches Obdachlosenheim 
aufzusuchen, werden gezwungen zu arbei- 
ten. Im Grunde genommen Sklavenarbeit zu 
leisten, oder ihnen werden die Kinder ent- 
rissen und ins Pflegeheim gebracht! In klas- 
sischer autokratischer Manier hat Giuliani 
Obdachlosigkeit kriminalisiert! Mit der eng- 
stirnigen Boshaftigkeit eher eines Gefäng- 


niswärters als eines Politikers hat Giuliani 
entschieden, die Obdachlosen entweder zu 
verbannen oder zu tyrannisieren. Sie sollen 
von den Straßen verbannt werden oder zur 
Annahme von Arbeitsstellen, die sonst kei- 
ner 

will, unter Drohung von Gefängnis oder der 
Angst, ihre Kinder zu verlieren, gezwungen 
werden. 

Für die obdachlosen Armen gibt ist es kei- 
nen wirtschaftlichen Aufschwung, sondern 
eine Zeit des entfesselten Terrors. Wenn Ob- 
dachlosigkeit eine Straftat ist, dann eine, die 
von einem System begangen wird, das das 
Volksvermögen nicht fair verteilt, arme Ju- 
gendliche nicht ausbildet und auch nicht 
ausreichende Sozialleistungen anbietet. In 
einem Land, wo Reichtum am erstrebens- 
wertesten ist, ist Armut das größte Verge- 
hen. 

Weil sie die Straßen mit ihrer Anwesen- 
heit besudeln, sollen nach dem rücksichts- 
losen Il Duce Giuliani die Armen ins Ge- 
fängnis gesteckt werden. Ihm ist die Ge- 
fängniszelle lieber als ein Obdachlosenheim, 
denn im Knast können sie dem industriel- 
len Knastkomplex dienen. Als er seinem zü- 
gellosen Ehrgeiz freien Lauf ließ, bewarb 
sich Giuliani um eine Arbeitsstelle bei der 
herrschenden Klasse. Aber Rudis Wahnsinn 
hat eine übelwollende Methode, weil er als 
Bürgermeister der Hauptstadt des Kapitals 
die Interessen der Großunternehmer vor- 
rangig vertritt. Es waren diese Interessen, die 
auf die sogenannte „Sozialreform“ (gleich- 
bedeutend mit der Abschaffung von Sozial- 
leistungen) drängten und auf die Sklaven- 
arbeitsmethoden bei Obdachlosen jetzt 
drängen. 

Warum? Die Wissenschaftler Frances Fox 
Piven und Richard A. Cloward in der New 
Class War (Pantheon, 1982/1985) vertraten 
die Ansicht, dass Sozialhilfe die Position der 
Arbeiterklasse verstärkt: Wenn die Ver- 
zweiflung der Arbeitslosen durch den Zu- 
gang zu verschiedenen Sozialleistungen ge- 
mildert wird, werden sie weniger bereit sein, 
jegliche Arbeit anzunehmen ... Kurz gesagt 
... es setzt sich die Meinung unter Fachleu- 
ten aller politischen Überzeugungen durch, 
dass Einkommenerhaltungsprogramme die 
Fähigkeit des Kapitals, Löhne durch ökono- 
mische Unsicherheit zu drücken, ge- 
schwächt haben. Insbesondere durch Mani- 
pulation der relativen Anzahl der Arbeitsu- 
chenden. Eigentlich haben diese Program- 
me die Kampfbedingungen zwischen Kapi- 
tal und Arbeit verändert, mit dem Ergebnis, 
dass Arbeitslosigkeit ihren Schrecken verlo- 
ren hat, sowohl für Arbeitslose wie auch für 
die noch Beschäftigten [ff. 26, 31]. 

Mit der Abschaffung der Sozialprogram- 
me dient Rudi Guiliani dem Terror des Ka- 
pitals, indem er mittels der Obdachlosen zur 
Disziplinierung und Zügelung der beunru- 
higten Arbeiterklasse seinen Beitrag leistet. 
©MAJ 


(aus dem amerikanischen übersetzt durch 
SPG(HH)) 


talst ein. 

In den 50er und 60er Jahren begannen 
auch in vielen Ländern des Trikonts Befrei- 
ungskämpfe gegen die Kolonialmächte und 
gegen die Versuche der USA, ihre ökonomi- 
sche und militärische Macht zu sichern. 

In Vietnam kämpfte die kommunistische 
Guerilla ab 1946 gegen die französische Ko- 
lonialmacht. Ein Jahrzehnt später begann 
der Vietcong seinen Guerillakrieg gegen die 
militärische Vernichtungspolitik er USA. 

1959 siegte die kubanische Revolution ge- 
gen die USA. | 

In vielen Ländern Lateinamerikas nahmen 
Guerillaorganisationen den Kampf gegen 
die von der USA unterstützten Militärdikta- 


rüstung, Lauschangriff, Schengen-Abkom- 
men und NATO-Beitritt. Gleichzeitig werden 
die BürgerInnen zur Kontrolle und Denun- 
ziation aufgerufen. 

In den Medien werden Schlagzeilen ver- 
wendet wie „Blutspuren“ und „kaltblütigen 
Mördern“, wenn über die RAF berichtet wird. 


Solidarisieren 
wir uns! 


Am Mittwoch, den 15.9.99, wurde Horst 
Ludwig Meyer von Polizeieinheiten der 
WEGA in Wien erschossen und Andrea 
Klump festgenommen. An der Festnahme 
und Ermordung waren laut Medien Perso- 
nen aus der Bevölkerung beteiligt. Innen- 
minister Schlögl redet im Fernsehen von ei- 
nem Fahndungserfolg, ehrt die ZeugInnen, 
den bei der Verfolgung unterstüt- 


Die RAF gründete sich aus der Studenten- 
und Oppositionsbewegung der 60er Jahre. 
Bei Demonstrationen, an denen sich Tau- 
sende Menschen, gegen die Remilitarisie- 
rung und den NATO-Beitritt der BRD, gegen 
den Vietnam-Krieg und gegen das Schah- 
Regime beteiligten, schritt die Polizei bru- 


zenden Motorradfahrer und die =.: wa o Demon- turen auf. 
beteiligten BeamtInnen. _ i stration In Namibia kämpfte die SWAPO gegen das 
In der offiziellen Berichterstat- gegen den Apartheidregime. 


Vietnam- 
krieg 
1968 in 
Berlin 


tung wurde die Fahndung einge- 
leitet, da aus der Bevölkerung 
„auffällige“ Personen gemeldet 
wurden. 

Menschen als „auffällig“ zu de- 
finieren ist ein Teil von Kriminali- © ? 
sierung. Auffällig werden jene, die .. re PE 
in der gesellschaftlichen „Norma- i 7 
lität“ nicht vorkommen sollen. 

Die Auffälligkeit von Andrea 
und Horst bestand darin, dass sie sich öfters 
an derselben Ecke getroffen haben sollen, 
auf- und abgingen, mit Schirmkappe und 
Sonnenbrille bekleidet waren. 

Angeblich behauptete ein Zeuge, Angst 
gehabt zu haben, von diesen „auffälligen“ 
Personen in seiner Wohnung überfallen zu 
werden. 

Die mediale Berichterstattung schürt seit 
Jahren mit Artikeln von „organisierter Kri- 
minalität“, „Ostmafia“, „schwarzen Dro- 
gendealern“ und „Terrorismus“ Angst in der 
Bevölkerung. 


In den USA entstand eine große Bürger- 
rechtsbewegung gegen die rassistische Dis- 
kriminierung. Es kam zu OMassenaufstän- 
den. 


angst und der bereitschaft zur denunzia- 
tion gehört auch noch das problem des 
modernen massenmenschen: in einer zeit, 


es ihnen nie darum ging, wer was gemacht 
hat oder auch nicht - besonders nach dem 
zusammenbruch der sowjetunion und den 


andrea klump 


‚ über diesen text habe ich mich sehr ge- 
; freut. die frauen, die ihn geschrieben ha- 
. ben, haben die fragen und spekulationen, 
- die es zur erschießung von horst und zu 
; meiner verhaftung gab, politisch jeweils 
_ auf den realen boden geholt. 

dieses politische verhältnis ist zugleich 
` auch ein sehr menschliches: horst wird 
_ nicht zu einer ikone stilisiert und ich wer- 
- de nicht schubladisiert - das weiß ich sehr 
- zu schätzen. 


. horst und ich wussten seit vielen jahren 
| vom „aussteigerprogramm“ des deutschen 
_ verfassungsschutzes und den bemühun- 
_ gen des sogenannten herrn „benz“ weder 
- horst noch ich hatten aber jemals das be- 
- dürfnis, ihm die füße zu küssen. so hatten 


ganzen damit zusammenhängenden um- 
brüchen. 


für ihn und mich wäre das verrat an der 
jeweils eigenen - und gemeinsamen - ge- 
schichte gewesen. am zuschütten und ab- 
töten des hungers und der sehnsucht nach 
einer anderen welt wollten wir uns nicht 
mitschuldig machen. 


die treue zur eigenen geschichte ist das, 
was einer isolierten linken bleibt. 

und so ist die haltung auch ausdruck der 
misere der deutschen linken, die schon in 
der geschichte isoliert war - weil es in 
deutschland schon immer da ein vakuum 
gab, wo politische bewegung stattfinden 
sollte. 

das problem ist, dass sie schnell zu ideo- 
logie (gemacht) wird. 


in der in der konsumgesellschaft die je- 
weils neuesten technischen errungen- 
schaften - wie handys, videokameras etc. 
- für jeden verfügbar sind, werden die 
menschen, die diese mittel zur hand ha- 
ben, zu vollstreckern der exekutive des sy- 
stems. : 


die polizei wusste nicht, wer wir waren. 
horst wurde während einer schießerei 
getötet, an der er als handelnder beteiligt 
war. 


nicht nur der österreichische „standard“ 
vom 17.09. berichtet von „zweifeln an ei- 
ner tatsächlichen zugehörigkeit“ von horst 
und mir zur raf. die zweifel sind berechtigt. 

„vergesst nie, es ist nicht die zeit, siege _ 
zu erringen, sondern die niederlagen zu 
erkämpfen.“ (bert brecht) : 
november 99 


1966 wurde die Black Panther Party als 
schwarze Selbstverteidigungsorganisation 
gegründet. 

1971 gründete sich die bewaffnete palä- 
stinensische Organisation „Schwarzer Sep- 
tember“ 

Die RAF bezog sich in ihren internationa- 
listischen Kämpfen gegen Imperialismus 
und Klassengesellschaft auf diese Befrei- 
ungsbewegungen und bekämpfte die Wirt- 
schaftsbosse, das NATO-Militär, die NATO- 
Stützpunkte und die Kriegstreiber im eige- 
nen Land. 


Die Aufbereitung der Medien über Aktionen 
und Anschläge der RAF soll eine kritische, 
solidarische Öffentlichkeit verhindern und 
Guerillagruppen und bewaffneten Wider- 
stand von der gesellschaftlichen Öffentlich- 
keit isolieren und vernichten. Wir lassen uns 
nicht spalten und den Mund verbieten. Al- 
le, die sich gegen Ausbeutung, Unter- 
drückung und Gewalt wehren, die von Ge- 
sellschaften und von einem Leben träumen, 
in dem Freiheit, Gerechtigkeit und Solida- 
rität für ALLE lebbar ist, die sich gegen Se- 
xismus, Rassismus und Kapitalismus orga- 
nisieren, müssen sich auch über Möglich- 
keiten und Widersprüche des bewaffneten 
Kampfes und deren militanten Aktionen Ge- 
danken machen. 


Für uns gibt es zur Festnahme und Ermor- 
dung viele Ungereimtheiten: 

e Angeblich filmte eine Person schon vor 
längerer Zeit „zwei auffällige Personen”. 
Dieser Schwarz-Weiß-Amateurfilm wurde 
im Fernsehen gesendet. Wir zweifeln an die- 
ser Darstellung und Herkunft. Wir können 
uns gut vorstellen, dass diese Situation 
nachgestellt und nachgereicht wurde. 

e In den Zeitungen wird von einer Zeugin 
und dann wiederum von einem Zeugen ge- 
sprochen. Die Frage ist, ob es überhaupt ei- 
ne monatelange Beobachtung aus der Be- 
völkerung gegeben hat oder ob Andrea und 
Horst schon längere Zeit von der Polizei ob- 
serviert wurden. 

e Genauso unklar wie alle Berichte ist der 
mögliche Kontakt zum Verfassungsschutz 
IVS). Laut Medien soll Andrea 1996 Kontakt 
mit dem Verfassungsschutz gehabt haben. 
Ob es um einen Kontakt für eine sog. „Rück- 
kehr in die Legalität” ging, blieb in den Me- 
dien unklar. Wenn es Kontakt zum VS gab, 
ist die Ermordung und Verhaftung in weite- 
ren Zusammenhängen von Aufstands- 
bekämpfung und Arbeitsweisen des VS zu 
sehen. 


In einem Standardartikel vom 17.9.99 heißt 
es in einem Schreiben des deutschen VS, dass 
es „Zweifel einer tatsächlichen Zugehörig- 
keit“ von Andrea und RAF in der RAF gibt. 
Trotzdem befanden sich ihre Fotos 15 Jah- 
re lang auf den Fahndungsplakaten. 

Sie konstruieren eine „herrschende Wahr- 
heit“, in der bewussten Täuschung der Öf- 
fentlichkeit. 

Die Repression in der ehemaligen BRD und 


dem heutigen Deutschland besteht auch dar- 
in, politische Bewegungen zu zerstören, die 
sich mit dem bewaffneten Widerstand aus- 
einandersetzen und solidarisieren. 

Z.B. werden Zeitungskollektive, die Er- 
klärungen von militanten Gruppen veröf- 
fentlichen, wegen Unterstützung einer sog. 
„terroristischen Vereinigung“ angeklagt, 

Angehörige, die Gefangene politisch un- 
terstützen, werden überwacht und krimina- 
lisiert. 

Mit konstruierten Beweisketten werden 
politisch Verfolgte in die Illegalität gezwun- 
gen. 


Andrea soll nun für ihre politische Über- 
zeugung hinter Schloss und Riegel. Die 
österreichische Staatsanwaltschaft klagt 
Andrea vorläufig auf „Widerstand gegen die 
Staatsgewalt“, „Urkundenfälschung“ und 
„Mordversuch“ an. Die Polizei überprüft 
sämtliche ungeklärten Raubüberfälle, um sie 
vielleicht Andrea anlasten zu können. Für 
die polizeilichen Ermittlungen trafen sich 
österreichische, italienische und deutsche 
Beamte der Terrorbekämpfung in Wien. Die 
deutschen Behörden haben sofort Andreas 
Auslieferungsantrag gestellt. Es ist noch un- 
klar, wie lange die Justiz Andrea in Öster- 
reich noch festhalten will. Andrea verwei- 
gert die Aussage. Sie derzeit einen öster- 
reichischen Anwalt aus Wien. Die Möglich- 
keit, sich mit ihm zu besprechen, ist nicht 
gegeben, da bei den Besuchen dritte Perso- 
nen anwesend sind. Unter welchen Bedin- 
gungen Andrea noch inhaftiert ist, können 
wir nur vermuten. Sie erhält keine Besuche 
und keine Post und ist im Isolationstrakt des 
Landesgerichtes eingesperrt. Die Polizei will 


jetzt schauen, mit wem Andrea und Horst 


Wolfgang Grams 


Eoropie 
Gerichtshof weist 
Beschwerde ab 


Wir dakare ren eine Feedin 
der Anwälte, die die Eltern von Nollgang 


Grams vertreten 


GSG- -o werden. oc de Er | 
schießung von Wolfgang Grams am 27. Ju- 
ni 1993 auf dem Bahnhof von Bad Klei- 
nen keine strafrechtliche Verfol gung zu 


befürchten haben. 


Europäischer Gerichtshof für Menschen- 
rechte in Straßburg weist die Beschwerde 
der Eltern von Wolfgang Grams en die : 
-nem Beitrag. daran erinnert, „Grams wur- 


ae als unbegründet ab. 


Kontakt hatten. Das heißt, sie werden beob- 
achten, wer die Ermordung von Horst als 
solche benennt und wer Andrea im Häfn un- 
terstützt. Diese Einschüchterungen dürfen 
uns nicht davon abhalten, solidarische Öf- 
fentlichkeit herzustellen und politisch zu 
handeln. 

Wir alle erleben alltäglich Gewaltvon öko- 
nomischer Ausbeutung, Sexismus, Rassis- 
mus, von Isolation, Konkurrenz und Zer- 
störung. Einige haben sich entschieden, die 
Gewalt auch bewaffnet zu bekämpfen. Die 
Ausgrenzung und Zerschlagung von radi- 
kalem und militantem Widerstand betrifft 
uns alle. 

Wenn wir unterschiedlicher Meinung über 
Ziele und Wege sind, sollten wir diskutieren 
und lernen, darüber zu streiten. Dazu müs- 
sen wir den Zusammenhang von Basisarbeit 
in politischen Projekten und Strukturen, von 
öffentlichen Protesten und Widerstand und 
von militanter Praxis sehen. 


Wir schicken Andrea feministische Grüße, 
Kraft und Solidarität. 


Feministische Lesben gegen Sexismus, Ras- 
sismus, Imperialismus / Wien, Okt. 99 


Freilassung für Andrea! 

Freilassung für alle politischen Gefange- 
nen, die gegen Unterdrückung und Aus- 
beutung kämpfen! 

Freilassung aller sozialen Gefangenen! 
Freilassung für alle Frauen, die ihren Ver- 
gewaltiger, Misshandler, Zuhälter, Frauen- 
händler umgebracht haben! 

Lassen wir uns nicht spalten, solidarisieren 
wir uns! 

iraa a wir für unsere Freiheit! 


Die Entscheidung ı ecke deudich, dass 
die staatlichen Vertuschungsmaßnahmen 
bezüglich der Todesumstände im Ergebnis 
für die GSG 9 Beamten erfolgreich waren. 


Es bleibt die bittere Ahnung, dass ein Mord 
nicht immer ein Mord ist und dass ein sol- 
cher gar zum Selbstmord umgedeutet wer- 
den kann, ‚wenn es die Umstände verlan- \ 
gen. 


Das Bemühen der Eltern: von Wolfgang 


Grams, Gerechtigkeit und Rethtsstaatlich- 
-keit für die Erschießung ihres Sohnes ein- 


zufordern, ist -  Jüristisch gesehen ~ ge- : 
scheitert. 

Dieses Ergebnis. steht in einem für a 
Rechtsstaat bedenklichen Widerspruch da- 


- zu, dass in diesem Land kaum ein aufge- 
. klärter Mensch zu finden ist, der an den. 
„Selbstmord des Wolfgang Grams“ glaubt. 


Dass selbst der Bayernkurier in seiner 
Ausgabe vom 25. September 1999 in ei- 


— : de damals von der GSG 9 erschossen” Vef- 


| Die Eltern von Wolfgang: Sen sehen i in 
der Entscheidung des Gerichtshofes, de 
beriets am 5. Oktober 1999 ergangen ist, 

eine Verhöhnung des Todes ihres Sohnes, \ 


die sie schmerzt und nn 


mag da kaum noch zu ı erstaunen. ee 


Bir die Rechtsanwälte Thomas Kieseritz- 


ty Frankfurt « 4. M., und Andreas Groß, : 
= nn Wiesbaden a. 


5. Bundesweiter Aktionstag - 18. März 2000 


Solidarität gegen staatliche Unterdrückung 


as Schweigen brechen 
ie Initiative ergreifen 
ir die Freiheit der 
olitischen Gefangenen 


Aufruf des bundesweiten Koordinierungs- 
kreises 18. März 2000 

(Azadi e.V.; Gruppe ehemaliger politischer 
Gefangener im Iran; Libertad!; Mumia-So- 
lidarität Erfurt, Karlsruhe und Landau; 
Gruppe zu den DHKP-C-Prozessen Kai- 
serslautern; Rote Hilfe Ortsgruppen Duis- 
burg, Heidelberg, Kassel, Tübingen; Sou- 
thern Camorons Youth Lageue; The Voice 
e.V. Jena ) 

Kontakt: Libertad!, Falkstr. 74, 60487 
Frankfurt 


lle linken Initiativen und Solida- 

itätsgruppen rufen wir auf zur 
Einheit im Kampf gegen staatliche Un- 
terdrückung! Beteiligt Euch mit viel- : 
fältigen Aktionen am 18. März! Orga- | 
nisieren wir gemeinsam die Solidarität 
mit allen politischen Gefangenen und 
von Repression Betroffenen! 


Am 18. März raus auf die Straße: 


Wie in den vergangenen Jahren wird | 
es an und um diesen Tag herum Pro- 
testaktionen in Form von Straßenthea- 


ter, Knastkundgebungen, Demonstra- W ; 


tionen usw. geben. Angesprochen sind 
alle, die die krankmachenden und zer- 
störerischen gesellschaftlichen Ver- | 
hältnisse nicht hinnehmen und an ih- = 
rer notwendigen und möglichen Ver- 
änderung arbeiten. Mit einem bundes- 
weiten Aktionstag allein ist noch nicht 
viel gewonnen. Das wissen wir. Ge- 
nauso, dass die Einheit der Linken noch 
nicht sehr weit entwickelt ist. Dennoch den- 
ken wir, dass der 18. März als Tag der So- 
lidarität ein politischer Bezugspunkt linker 
Kräfte in diesem Land werden kann. Mit 
dem Datum 18. März stellen wir eine be- 
wusste Verbindung zu den Klassenkämpfen 
in der europäischen Geschichte her: 

„Gegen Demokraten helfen nur Solda- 
ten“ - war eine gängige Parole der reak- 
tionären Kräfte in Deutschland. Am 18. 
März 1848 war es den Massen von Ta- 
gelöhnern, Obdachlosen, Hungerleidern 
und rebellischen Frauen gelungen im 
Straßen- und Barrikadenkampf die preußi- 
sche Armee aus Berlin zu vertreiben. Das 
Ende ist bekannt. Aus dem Versuch einer 
Revolution wurde nichts, und Armee und 
König bekamen wieder die Oberhand. 

Am 18. März 1871 brachte das Pariser 
Proletariat die Verhältnisse zum Tanzen: Es 


bewaffnete sich, verjagte die französische 
Regierung und begann die Organisierung 
des Lebens selbst in die Hand zu nehmen. 
Die erste Räterepublik der Welt war ent- 
standen. Leider nur für kurze Zeit. Die fran- 
zösische Regierung verbündete sich mit 
Preußen, dessen Armeen vor Paris standen 
und mit deren Hilfe die Kommune ange- 
griffen und zerschlagen wurde. 25.000 
Menschen starben bei diesem rachedürsti- 
gen Sturm der bourgeoisen Konterrevolu- 
tion. 

Wesentlich in Bezug auf jenen 18. März 
der Pariser Kommune, wurde auf dem IV. 
Weltkongress der kommunistischen Inter- 
nationale die alljährliche Durchführung ei- 
nes internationalen Tages der politischen 


1923, im Jahr des Aufstandes (Bild: Hamburg), wurde 
zum ersten Mal der Tag des politischen Gefangenen 
durchgeführt. 


Gefangenen beschlossen. Das erste Mal am 
18. März 1923, bis der Faschismus diese 
Tradition beendet hat. 

Der 18. März ist ein Tag der Solidarität. 

Diesen Begriff mit Leben zu füllen und 
gemeinsames Handeln zu ermöglichen ist 
ein Ziel. Solidarität ist eine Antwort auf das 
immer perfekter funktionierende System. 

- Sei es die Globalisierung, die den frei- 
en Fluss des Kapitals weltweit garantieren 
soll und uns immer weiter zur Ware und 
zum Konsumobjekt deklassiert. 

- Sei es durch den völkerrechtswidrigen 
NATO-Angriffskrieg gegen die BR Jugosla- 
wien, der die Bevölkerung eines ganzen 
Landes zu Opfern von Kapital- und Hege- 
monialinteressen hat werden lassen. Oder 
das gepriesene neue Europa, das nur Vor- 
teile für die Herrschenden bringt. 

- Sei es die „Festung Europa“ die es mög- 


lich gemacht hat, den Repressionsapparat 
europaweit auszudehnen und Menschen 
grenzenlos zu verfolgen. 


Staatsräson: „Es gibt keine 
politischen Gefangenen“: 


Kalter Krieg, Modell Deutschland, „Wie- 
dervereinigung“ - in allen Phasen ihrer Ent- 
wicklung gab und gibt es in der Bundesre- 
publik politische Gefangene. KPDler, ge- 
fangene Guerillas und Militante, türkische, 
kurdische, tamilische oder palästinensische 
Linke, Totalverweigerer, DDR-Funktionäre. 
Die Antwort des Staates auf die Organisie- 
rung und den Kampf für grundlegende ge- 
sellschaftliche Veränderungen, war und ist 
Kriminalisierung, Repression, Gefangen- 

schaft. Um gleichzeitig zu behaupten: 
= Es gibt keine politischen Gefangenen, 
= nur Terroristen und Kriminelle. Alles 
=- geht nach Recht und Gesetz, und wo 

das bisweilen nicht der Fall war, wur- 
' de sozusagen nachgebessert: Lex RAF, 
; Lex PKK... Der Rechtsstaat behauptet 
; sich als Norm. Zwangsläufig wird so- 
mit jedes Aufbegehren gegen die po- 
litische und gesellschaftliche Ordnung 
zur kriminellen Tat umgedeutet. Ent- 
: politisierung und Kriminalisierung, im 
Rechtsstaat ist das eine nicht von dem 
' andern zu trennen und setzt gestern 
wie heute die Bedingung für jede fun- 
damentale Opposition. Menschen, die 
vor Hunger, Folter und Krieg in die 
westlichen Metropolen fliehen werden 
meist unter menschenunwürdigen Be- 
dingungen in Haft gehalten bevor sie 
abgeschoben werden. Ihnen wird kein 
Recht auf ein menschenwürdiges Le- 
ben zugestanden. Statt dessen werden 
sie Opfer der Effektivitätskriterien der 
westeuropäischen Abschiebemaschi- 
nerie. 


Gesellschaft 2000: Präventive 
Konterrevolution: 


Auch ohne RAF und bewaffnete Politik und 
Revolte auf den Straßen: Das repressive In- 
strumentarium, das gegen die Entwicklung 
gesellschaftlicherr und revolutionärer 
Kämpfe in Anschlag gebracht wurde, ist 
heute Grundlage für den weiteren Ausbau 
der Sicherheits- und Repressionsapparate 
bis weit in die Gesellschaft hinein. Stamm- 
heim steht nicht nur für Isolation und den 
Tod von politischen Gefangenen in 
Deutschland; das Modell Stammheim wird 
international exportiert. So richteten sich 
auch die jüngsten Kämpfe der türkischen 
Revolutionäre gegen die Zerstörung ihrer 
Gefangenenkollektive und die Isolations- 
haft. Alle Untersuchungen gegen das am 
Massaker beteiligte Gefängnispersonal in 
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Ankara Ulucanlar-Gefängnis, bei dem im 
Sommer 1999 zwölf Gefangene getötet 
wurden, sind eingestellt. Statt dessen wird 
die Planung der neuen „F“-Typ-Gefäng- 
nisse, die „Europa-Zellen“ vorangetrieben. 
O-Ton des türkischen Justizministeriums: 
„Sauber, hell, mit Bibliothek und effizient. 
Wie in Europa“. Genauso in Chile oder Pe- 
ru: „das Schweigen brechen“ war auch ein 
Motto für die Besetzung der japanischen 
Botschaft durch die Guerillas der peruani- 
schen MRTA, mit der sie ihre Gefangenen 
befreien wollten. 


Ausgangspunkt: 


Zwischen der Erkenntnis und Haltung „So- 
lidarität und Zwang schließen sich aus, und 
sie ist nicht zu kündigen wie ein Kleinkre- 
dit“, vermittelt in der Hungerstreiker- 
klärung der Gefangenen aus der RAF im Fe- 
bruar 1981, und dem Schweigen um die Ge- 
fangenen in der Gesellschaft heute liegen 
nicht nur 19 lange Jahre. Fast alles ist an- 
ders geworden: die Ausgangsbedingungen, 
international und in der Gesellschaft, die 
Linke, der Staat. Es ist still geworden um 
die Gefangenen aus der RAF: Sprachlosig- 
keit hat in den letzen Jahren, drinnen, wie 
draußen die Szenerie beherrscht. Ideologi- 
sche Vorbehalte, individualisierte Entschei- 
dungen und die Hilflosigkeit der Linken 
draußen hat viel dazu beigetragen, dass die 
politischen Gefangenen in der BRD aus der 
Öffentlichkeit und den Köpfen der Men- 
schen verschwunden sind. 

Hier in der BRD sitzen immer noch 6 Ge- 
fangene aus der RAF im Knast und zwei aus 
den „Antiimperialistischen Zellen“; vor we- 
nigen Tagen wurde Andrea Klump von 
Österreich an Stammheim ausgeliefert; 
durch Verrat sitzen mittlerweile 4Menschen 
im Knast, denen Mitgliedschaft bei den Re- 
volutionären Zellen (RZ) vorgeworfen wird. 
Nach wie vor werden 32 Antifaschist/innen 
aus Passau mit Verfahren nach 8129 (Bil- 
dung einer kriminellen Vereinigung) kon- 
frontiert. Und seit Sommer diesen Jahres 
sind 10 Menschen aus der Anti-Castor-Be- 
wegung mit dem 8129a (Bildung einer ter- 
roristischen Vereinigung) angeklagt. 
Gleichzeitig befinden sich Hunderte von 
Flüchtlingen in den Abschiebeknästen und 
werden täglich abgeschoben, oft in den Tod 
- BRD Todesstrafe durch die Hintertür. Die 
größte Gruppe von politischen Gefangenen 
in Deutschland sind mittlerweile Hunderte 
von kurdischen und türkischen politischen 
Gefangene. Sie sind häufig Isolationshaft- 
bedingungen ausgesetzt. Gegen Dutzende 
türkische und kurdische Linke laufen $129a 
Ermittlungsverfahren wegen Mitglied- 
schaft bzw. Unterstützung einer terroristi- 
schen bzw. kriminellen Vereinigung 


Nicht nur zum 18. März — die 
Bewegung aus der Sackgasse: 


„Widerstand ist sinnlos, alle sind kriminell“ 
- diese Haltung scheint als gesellschaftli- 
che Norm durchgesetzt. Dahinter steckt die 
Zerstörung jedes politischen Zusammen- 
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hangs: Die Leugnung der Möglichkeit 
emanzipatorischer Veränderungen bis hin 
zum Auslöschen des Bewusstseins und der 
Erinnerung an die Kämpfe von unten der 
vergangenen Jahrzehnte. Und umgekehrt, 
weil das eine von dem andern nicht zu tren- 
nen ist, wird darin die Schwäche linker Po- 
litik in diesem Land offensichtlich. Beides 
setzt den Ausgangspunkt dafür, die Freiheit 
der politischen Gefangenen zu erkämpfen. 

„Das Schweigen brechen, die Initiative 
ergreifen“ - mit der üblichen linken Be- 
triebsamkeit wird es (nicht nur) an der Fra- 
ge der politischen Gefangenen keine Ver- 
änderungen geben. Das haben die letzten 
Jahre bewiesen. Damit leugnen wir nicht, 
dass Genossinnen und Genossen darum 
kämpfen, den gegenwärtigen Stand der 
Dinge zu verändern. Und die internationa- 
le Kampagne für das Leben von Mumia 
Abu-Jamal ist auch ein Beweis dafür, dass 
sich überall Menschen für die politischen 
Gefangenen in Bewegung setzen. Mumia 
Abu Jamal, schwarzer Journalist und Ex- 
Black Panther sitzt nun seit über 18 Jahren 
in den „Deathrows“ des us-amerikanischen 
Knastregimes und wird mit dem Hinrich- 
tungstod bedroht. Bisher ist es einer inter- 
nationalen Solidaritätsbewegung gelungen 
ihn vor der Hinrichtung zu bewahren. Wir 
müssen aber die Intensität unseres Prote- 
stes steigern - auch für Abdullah Öcalan, 
der von einem internationalen Geheim- 
dienst-joint-venture in die Türkei entführt 
und vom türkischen Regime zum Tode ver- 
urteilt wurde. 

Nicht nur zum 18. März: Erkämpfen wir 
uns den Raum, um eine möglichst breite Öf- 
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fentlichkeit über die Realität politischer Ge- 
fangener und ihrer Bedingungen in den 
deutschen Knästen herzustellen. Jede In- 
itiative dafür zählt! Darüber hinaus braucht 
es eine längerfristige Organisierung, den 
Aufbau von Orten der Kommunikation in- 
nerhalb der Linken, in der Gesellschaft und 
international, um mit den politischen Ge- 
fangenen ihre Freiheit zu erkämpfen. 

Ein Kriterium dafür muss sein, dass Soli- 
darität unteilbar und ein wechselseitiges 
Verhältnis ist! Das bedeutet keinesfalls kri- 
tiklose Zustimmung, Aber sehr wohl aus der 
eigenen Lage zu handeln, um Einheit her- 
zustellen und nicht nach Ideologien und po- 
litischen „Vorlieben“ zu sortieren. Spalten 
wir an diesem Punkt auch noch unsere Un- 
terstützung, fehlt uns jeglicher Ansatz zu 
einem relevanten Widerstand. Auch in Zu- 
kunft gilt: Statt vereinzeltem Umgang mit 
staatlicher Repression, gemeinsames Ver- 
halten dagegen! 

Solidarität ist unteilbar — Jede Initiative 
zählt! 

Solidarität mit dem antifaschistischen 
und dem Anti-Atom Widerstand! 

Die Gefangenen aus der RAF müssen 
endlich raus! 

Weg mit Verbot und der Kriminalisierung 
von PKK und DHKP-C sowie anderer Exil- 
organisationen und Vereine. Schluss mit 
der Kriminalisierung „mutmaßlicher" 
Mitglieder und Sympathisant/innen! 
Weg mit der Todesstrafe - Freiheit für 
Mumia Abu Jamal und Abdullah Ocalan! 
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Bundesweite Prozessflut 
wegen Aufrufen gegen den 
Jugoslawienkrieg 


Nach dem 
Krieg ist vor 
dem Krieg? 


Während des Krieges der NATO gegen Ju- 
goslawien haben Menschen in unter- 
schiedlicher Form Soldaten dazu aufgefor- 
dert, sich nicht an den Kriegshandlungen 
zu beteiligen. Es wurde aufgerufen, den 
Kriegsdienst oder den Gehorsam zu ver- 
weigern bis hin zur Desertion. Gegenwär- 
tig laufen bundesweit gegen etwa 70 
KriegsgegnerInnen Verfahren wegen des 
Verdachts der „öffentlichen Aufforderung 
zu Straftaten” nach S 111 Strafgesetzbuch. 
Die Beschuldigten hätten zur Fahnenflucht 
und/oder Gehorsamsverweigerung aufge- 
rufen. Alle Prozesse sind öffentlich und Be- 
sucherInnen sind erwünscht. 

Einen Überblick über die bundesweiten 
Prozesse wegen Desertion im folgenden: 


Verfahren in Nürnberg 


Jost Gruber, DFG-VK Gruppe Nürnberg: 
Presserechtlich ist er verantwortlich für ein 
Flugblatt, was am 10. und 11. Juni 1999 an- 
lässlich der Bundeswehr- Ausstellung „Un- 
sere Marine“ in Nürnberg verteilt wurde. Er 
erhielt einen Strafbefehl über 60 Tagessät- 
ze, weil er „in zwei Fällen einen anderen 
beleidigt“ und „in einem Fall davon gleich- 
zeitig öffentlich ... zu zwei rechtwidrigen Ta- 
ten (Fahnenflucht und Nichtbefolgung von 
Anordnungen)“ aufgefordert habe. Gegen 
diesen Strafbefehl ist Einspruch eingelegt. 

Verfahren in MünsterDr. Bernd Drücke, 
Redakteur der Graswurzelredaktion: Als 
presserechtlich verantwortlicher Redakteur 
der Monatszeitschrift „Graswurzelredakti- 
on“ habe er mit dem Abdruck des „Aufruf 
an alle Soldaten der Bundeswehr, die am 
Jugoslawien beteiligt sind“ und seiner Un- 
terzeichnung öffentlich zu Straftaten auf- 
gerufen. 


Verfahren in Horb 


Ermittlungsverfahren gegen Dr. Frercks 
Hartwig-Heilstern von der Horber Frieden- 
sinitiative Der Vorwurf bezieht sich auf ein 
am 29.4.1999 gezeigtes Plakat mit der Auf- 
schrift „Soldaten verweigert jetzt“. 


Verfahren in Tübingen 


Tobias Pflüger von der Informationsstelle 
Militarisierung hat einen Strafbefehl über 
70 Tagessätze bekommen. Wegen Gering- 
fügigkeit wurden zwei Verfahren gegen an- 
dere Tübinger eingestellt. 


Verfahren in Berlin 


Die Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär hat kurz nach Beginn 
des Angriffs der NATO ein Anti-Kriegspla- 
kat herausgegeben. Unter der Überschrift 
„Es gibt viel zu tun. Packen wir’s an: Ja. 
Morden.“ befinden sich die Portraits der für 
den Angriffskrieg der NATO verantwortli- 
chen deutschen Politiker (Schröder, Schar- 
ping, Fischer). Das Kampagnenbüro wurde 
am 15. Juni 1999 durchsucht. Es wurden 
die restlichen sechs Plakate beschlagnahmt. 

Anlass für diese Aktion ist eine Strafan- 
zeige, die Kampagne habe mit diesem Pla- 


kat öffentlich zu Straftaten aufgerufen. Die 
darin enthaltene Textpassage „Desertiert 
aus allen kriegsführenden Armeen!“ sei der 
Aufrufan „Angehörige der Bundeswehr zur 
Fahnenflucht‘.Der während der Durchsu- 
chung anwesende Mitarbeiter der Kampa- 
gne, Ralf Siemens, hat die Verantwortung 
für dieses Plakat übernommen. Er erhielt 
am 22. Juli 1999 einen Strafbefehl über 40 
Tagessätze. Am 10. Dezember 1999 wurde 
er vom AG Tiergarten zu einer Geldstrafe 
in Höhe von 10 Tagessätzen verurteilt. Da- 
gegen hat er Rechtsmittel eingelegt. 


Freispruch im Prozess gegen 
Pazifisten 


In einern „Aufruf an alle Soldaten der Bun- 
deswehr, die am Jugoslawien-Krieg betei- 
ligt sind. Verweigern Sie Ihre weitere Be- 
teiligung am diesem Krieg!“ hatten mehr 28 
Erstunterzeichner die Soldaten der Bundes- 
wehr aufgerufen, die weitere Teilnahme am 
Krieg zu verweigern. Angeklagt war der ka- 
tholische Pfarrer Hubertus Janssen aus Lim- 
burg vor dem Berliner Amtsgericht. Das Ge- 
richt sprach den Geistlichen frei.Die Staats- 
anwaltschaft hatte bedenkenlos den Pfar- 
rer als Gesetzesbrecher bezeichnet. Er hät- 
te unter keinen Umständen zur Befehlsver- 
weigerung und zum Verlassen der Truppe 
aufrufen dürfen. Sie beantragte eine Strafe 
in Höhe von 5.000 DM. 

Janssen berichtete von Begegnungen mit 
Menschen in Jugoslawien, die bis heute un- 
ter den Folgen des Krieges leiden. Für die- 
sen Krieg hätte es keinerlei Rechtfertigung 
gegeben. Der Anwalt Janssens, Christian 


Ströbele, MdB der Grünen, der selbst über- 
zeugter Kriegsgegner ist, stellte in seinem 
Plädoyer die Beispiele der Urteile gegen 
DDR-Grenzsoldaten und dem Verhalten 
Angehöriger der Bundeswehr gegenüber. 
Ströbele sagte, dass den NVA-Soldaten zu 
verstehen gegeben worden sei, sie hätten 
über ihr Tun und Handeln selbst entschei- 
den müssen. Von den Bundeswehrsoldaten 
verlange man aber Kadavergehorsam. Strö- 
bele machte deutlich, dass es für den Ein- 
satz der Bundeswehr in Jugoslawien keine 
gesetzliche Grundlage gegeben habe. Das 
Berliner Amtsgericht folgte den Argumen- 
ten der Kriegsgegner und sprach den Pfar- 
rer frei. (abe) 


” 5 zu 1: wieder Freispruch wegen 


Aufruf zur Desertion 


Nach viereinhalb Stunden Verhandlung 
erging vor dem Amtsgericht Berlin der 
Freispruch gegen Dr. Elke Steven. Ihr 
wurde vorgeworfen, zur Fahnenflucht 
und Desertion aufgerufen zu haben.Dr. 
Elke Steven, politische Sprecherin des 
Komitees für Grundrechte und Demo- 
kratie, hatte einen Aufruf an alle am 
Krieg im ehemaligen Jugoslawien betei- 
ligten Soldaten unterzeichnet, deram 21. 
~ April in der taz veröffentlicht 


7 wurde.Richterin Müller und Staatsan- 


walt Anselmann versuchten, die Frage 
der Völkerrechtswidrigkeit des NATO- 
Angriffs auszuklammern. Für sie stand im 
Mittelpunkt, ob ein Aufrufzu Fahnenflucht 
und Gehorsamsverweigerung mit dem 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung zu 
vereinbaren ist. Während der Staatsanwalt 
dies verneinte, hob die Richterin hervor, 
dass im Krieg, einer extremen und für 
Deutschland neuen Situation, die freie Mei- 
nungsäußerung Vorrang genießen müs- 
se.Dr. Elke Steven und ihr Verteidiger, Rich- 
ter a.D. Helmut Kramer, verwiesen hinge- 
gen auf den Aspekt, daß dieser Aufruf zur 
Desertion nur ein kleiner Teil der Arbeit war, 
der gegen den Krieg und die Kriegsvorbe- 
reitungen initiiert wurde. In einer ausführ- 
lichen Prozesserklärung von Dr. Elke Ste- 
ven und mit Hilfe mehrerer Beweisanträge 
von Dr. Kramer wurde auf die völker- 
rechtswidrigen Handlungen von Seiten der 
NATO hingewiesen.Verteidiger Dr. Kramer, 
ehemals Richter am Oberlandesgericht 
Braunschweig, wies daraufhin, dass im Fall 
des völkerrechtswidrigen Angriffskrieges 
der NATO und mit ihr der Bundesrepublik 
Deutschland, sogar die Berufung auf Arti- 
kel 20 Grundgesetz (Recht auf Widerstand) 
nötig gewesen wäre.Neben Kriegsverbre- 
chen gegen die Zivilbevölkerung wurden 
während der Verhandlungen auch die Pro- 
pagandalügen der NATO und der Bundes- 
regierung widerlegt.Die Staatsanwaltschaft 
wird gegen den 5. Freispruch wegen Auf- 
ruf zur Desertion Rechtsmittel einlegen. 
Quellen: www.kampagne.de/aktuelles/Desertions- 
Verfahren.html am 10.1. Ständige Aktualisierung 
auf dieser Internet-Seite, KBS Stuttgart 1/2000, ei- 
gene Berichte (aus: Politische Berichte). 


Eine Stellungnahme zur diesjährigen LLL-Demo am 9. 1. 


„Eines ist immer wichtig: Ihr dürft n]: 


Die alte Dame, die am 9. Januar diesen Jahres 
vor den Polizeisperren direkt am Soldaten- 
friedhof stand und diesen abschließenden Satz 
zu uns sagte, berührte mich tief und ließ mich 
noch einmal sehr intensiv über die traditionel- 
le, seit Jahrzehnten stattfindende Ehrung der 
Ermordeten Rosa Luxemburg und Karl Lieb- 
knecht und der Ehrung von Wladimir Iljitsch 
Lenin nachdenken. 

Der „Sozialistenfriedhof“ ist dieses Jahr 100 
Jahre alt geworden: Vor 100 Jahren wurde hier 
der erste Sozialist, Wilhelm Liebknecht, beige- 
setzt, begleitet von 200.000 Arbeiterinnen und 
Arbeitern. Oftmals unter lebensgefährlichen 
Bedingungen wurde hier zahlreichen Revolu- 
tionärinnen und Revolutionären die letzte Eh- 
re erwiesen. Viele der hier Begrabenen fielen 
im Kampf gegen Ausbeutung und Unter- 
drückung, wurden erschossen, erhängt, heim- 
tückisch umgebracht. 

Nach der Annektierung der DDR dachten die 
Staatsträger Westdeutschlands, dass dies nun 
ein Ende habe: Sie waren ihrer eigenen Propa- 
ganda aufgesessen, nach der das DDR-Volk die- 
se Würdigung von ermordeten Kämpferinnen 
und Kämpfern nur unter Zwang eines DDR-Re- 
gimes durchgeführt hätten. Wie groß muss ihr 
Entsetzen gewesen sein, als das Gegenteil ein- 
trat: Noch mehr Menschen kamen Jahr für Jahr 
an die Gräber der SozialistInnen und Kommu- 
nistInnen und der Demonstrationszug, der zum 
Friedhof zog, wurde von Jahr zu Jahr größer: 
Nicht nur die Ostberliner Bevölkerung nahm an 
den Ehrungen teil, sondern auch aus West- 
deutschland kamen von Jahr zu Jahr immer 
mehr Menschen an diesem Tag nach Berlin. Ob 
aus westdeutschen kommunistischen, soziali- 
stischen oder maoistischen Organisationen, ob 
aus der antifaschistischen oder feministischen 
Bewegung, aus türkischen, kurdischen, irani- 
schen Organisationen oder extra aus diesem 
Anlass angereiste ausländischen Genossinnen 
und Genossen: Das rote Fahnenmeer wurde 
größer, nicht kleiner. 

Schon sehr bald begannen die ersten Versu- 
che, die jährlich stattfindende Demonstration 
und anschließende Ehrung auf dem Friedhof zu 
diskreditieren: Von Jahr zu Jahr wurden die Po- 
lizeiangriffe auf die Demonstration heftiger. Die 
PDS, die sich als maßgebliche Fortführer der 
traditionellen Ehrung von Rosa Luxemburg 
und Kar Liebknecht sehen, nutzte dies, um sich 
von den „angereisten Chaoten“ abzugrenzen 
und zu distanzieren. Als Anlass für diese Spal- 
tung nahmen sie die Angriffe der Polizeihor- 
den auf den Demonstrationszug, indem sie 
nicht nur die uniformierten Schlägertrupps 
verantwortlich machten, sondern vor allem die 
DemonstrantInnen. 

Auch dieser Versuch, die alljährliche Ehrung 
auf Kleingruppen-Niveau zu reduzieren, mis- 
slang. Dieses Jahr wurden wieder mindestens 
100.000 TeilnehmerInnen erwartet, im letzten 
Jahr waren es über 150.000! 
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Nur unter diesen Aspekten und beim Be- 
trachten der historischen Entwicklung und Be- 
deutung der sogenannten „LLL“-Demo ist zu 
verstehen, wie es dieses Jahr zum Verbot sämt- 
licher Aktivitäten am 9. Januar diesen Jahres 
kam: Ein angeblicher (oder auch tatsächlich 
existierender) drohender Attentäter musste 
dafür herhalten, dass Polizei und PDS be- 
schlossen, die Demonstration und die Gedenk- 
feier am Friedhof abzusagen bzw. die Gedenk- 
feier auf eine Woche später zu verschieben. 

Nachdem weder durch alljährlich stattfin- 
dende Prügelorgien durch die Polizei noch 
durch die Distanzierung der PDS von den De- 
monstrantInnen die LLL-Demo zu verhindern 
war, wurde dieses Jahr eine neue Gegenstrate- 
gie ausgedacht: Der bis auf die Zähne bewaff- 
nete Attentäter, vor dem uns der Staat dadurch 
schützen muss, indem er unsere Anwesenheit 
in Berlin verbietet. 

Ich will jetzt gar nicht näher auf diese mei- 
ner Meinung nach plumpe Taktik eingehen, es 
genügt an dieser Stelle zu sagen, dass die größ- 
te Bedrohung, der wir auf Demonstrationen 
ausgesetzt sind, grundsätzlich die Schläger- 
trupps der Polizei sind: Wenn es bisher Tote und 
Verletzte bei Demos gab, waren sie das Ergeb- 
nis von Polizeiaktionen. 

Ich will mich auch nicht näher zu der Zu- 
sammenarbeit von Polizei und PDS äußern, sie 
ist das konsequente Ergebnis einer Parteipoli- 
tik, deren Streben darauf ausgerichtet ist, Teil- 
nehmer an der Staatsmacht zu werden - wir 
kennen das aus jüngster Zeit an der Entwick- 
lung der „Grünen“, die inzwischen lauthals die 
Kriegspolitik er NATO vertreten (siehe Jugosla- 
wien). 

Ich möchte ein paar Worte an diejenigen rich- 
ten, die sich von den Demoverboten haben ab- 
halten lassen, nach Berlin zu fahren: Auch ich 
habe mich einen Abend vor dem 9. Januar ver- 
unsichern lassen, als die Informationen über 
den Stand der Dinge zu mir gelangten: das Bild 
der Polizeihorden, die zu Tausenden Berlin be- 
setzen, nur darauf wartend, dass an irgendei- 
ner Ecke ein kleines Grüppchen von Leuten 
steht, um reinzuknüppeln, einzukesseln, fest- 
zunehmen, Wasserwerfer, die uns an Mauern 
schleudern, Minigrüppchen, die von Hausein- 
gang zu Hauseingang hetzen, auf der Suche 
nach anderen Versprengten und auf der Flucht 
vor den Knüppeln ... Die angst vor der Frustra- 
tion, keine sichtbare widerständige Opposition 
zu sein, sondern nur ein gehetztes Häuflein 
Elend ... 

Aber es gab auch eine andere Stimme in mir, 
die sagte: Wenn sie damit durchkommen, dass 
alle schön brav zuhause bleiben, dann haben 
sie ihr Ziel erreicht: Die größte kontinuierlich 
stattfindende Demonstration, die nur in der Zeit 
des Nazifaschismus verboten war, würde erst- 
malig in der Nachkriegsgeschichte dem Druck 
der Reaktion weichen. Eine Demonstration, die 
zwei Aussagen repräsentiert: Wir ehren die 


re, die ihr Leben im Kampf für eine gerechte 
Welt verloren haben. Und: wir sind noch da, ihr 
habt uns nicht kleingekriegt, der Kampf geht 
weiter. Es ist eine Demonstration, die all dieje- 
nigen vereint, die sich auf die Geschichte des 
Widerstands beziehen und in diesem Sinne wei- 
terkämpfen. 

Ich bin froh, dass ich mich mit ein paar Ge- 
nossinnen entschieden habe, ungeachtet des 
Verbotes hinzufahren, und ich bin froh, dass ei- 
nige tausend GenossInnen sich auf den Weg 
gemacht haben. Trotz schwerster Bedingungen 
ist es uns gelungen, eine Demo durchzusetzen: 
Es waren zwar keine 100.000 Menschen, aber 
doch einige Tausend, die sich durch massive 
Polizeipräsenz, durch ständige Auflösungsver- 
suche, durch kleine Kessel, durch über 200 Fest- 
nahmen und uns ständig blockierende und prü- 
gelnde Polizisten nicht haben abschrecken las- 
sen. 

Als wir - nicht mehr als Demonstrationszug, 
sondern in Kleingruppen - sämtliche Poli- 
zeisperren überwunden haben, stehen wir vor 
der letzten Polizeikette, direkt vor dem Fried- 
hofseingang. Ein angrenzender Zaun ist be- 
hangen mit Hunderten von roten Nelken, klei- 
ne Zettel sind angeheftet: „Im Gedenken an Ro- 
sa und Karl, und an meine Großeltern“, „Rosa 
und Karl, wir vergessen euch nicht“, „No pas- 
aran!“ ... Hier finde ich auch die alte Dame, die 
mit ihrem kleinen Blumensträußchen schon seit 
Stunden vor der Polizeikette steht. Sie ist um- 
ringt von überwiegend jungen Leuten, die Fra- 
gen stellen und denen sie einen Ausschnitt aus 
ihrem Leben erzählt: Sie hat während des Hit- 
ler-Faschismus Illegale bei sich versteckt, hat 
versucht, unter Einsatz ihres Lebens eine Waf- 
fe nach Buchenwald zu schmuggeln. Diese Frau 
ist stolz auf ihre Haltung und ihre antifaschi- 
stischen Aktivitäten, und sie beendet ihre Er- 
zählung mit den Worten: Vergesst es nicht: ihr 
dürft nie aufgeben. Und: ihr dürft nie Angst ha- 
ben! 


Mit diesen Sätzen möchte ich meine Stellung- 
nahme zur diesjährigen LLL-Demo abschließen, 
in der Hoffnung, dass sie auch anderen Mut 
macht, mit einer klaren aufrechten Haltung 
weiterzukämpfen, auch wenn die reaktionären 
Kräfte übermächtig erscheinen! 

Eine Feministin aus Hamburg 


Haftantritt unmittelbar nach Entschei- 
dung durch Verfassungsgericht 


Freiheit für Egon Krenz! 


Am 13. Januar um 16 Uhr trat Egon Krenz ei- 
ne Haftstrafe von sechseinhalb Jahren in der 
Berliner Justizvollzugsanstalt Spandau-Ha- 
kenfelde an. Den ersten Haftantrittsbescheid 
erhielt der letzte Staatsratsvorsitzende der 
DDR erstmals am 2. Dezember. Seine beim 
Bundesverfassungsgericht eingelegte Be- 
schwerde wurde am 12. Januar abgelehnt. Da- 
mit endete der gewährte Haftaufschub. Krenz 
befindet sich zur Zeit im offenen Vollzug. Am 
Tor der JVA Hakenfelde wurde er unter Soli- 
daritätsbekundungen von mehreren Unter- 
stützern verabschiedet. 

Als einer der Hauptbeschuldigten stand 
Egon Krenz im Prozess gegen das ehemalige 
Politbüro der SED von 1995 bis zum August 
1997 vor Gericht. Nach der Verurteilung 1997 
gingen sowohl Staatsanwaltschaft als auch 
die Verurteilten in Revision. Am 26.Oktober 
1999 begann das Revisionsverfahren vor dem 
5. Strafsenat des Bundesgerichtshofes in Lei- 
pzig. Nach wenigen Prozesstagen erfolgte der 
Urteilsspruch - symbolträchtig am 8. Novem- 
ber. Am Vorabend des zehnten Jahrestages der 
Grenzöffnung. Die Urteile wurden voll be- 
stätigt. Das Verfolgungsinteresses gegen 
DDR-Verantwortungsträger führte zum offe- 
nen Bruch rechtsstaatlicher Grundsätze. Mit 
der Aufhebung des Rückwirkungsverbots von 
Strafverfolgung durch das Bundesverfas- 
sungsgericht 1996 wurde die längst prakti- 
zierte Rachejustiz gegen DDR-Bürger legiti- 
miert. DieBlockkonfrontation des Kalten Krie- 
ges wird in den Prozessen vom Gericht nicht 
zur Kenntnis genommen, zugleich war sie die 
Ursache der Verfahren. 

Krenz führte seine Prozesse von Beginn an 
politisch. Die Rote Hilfe e.V. erklärt sich soli- 
darisch mit Egon Krenz und anderen, die bis 
heute seit dem Anschluss der DDR verfolgt 
werden. Ziel dieser Prozesse und Strafen ist 
die völlige Delegitimierung des früheren real- 
sozialistischen Staates. Linke Geschichte soll 
diskreditiert werden. Diese Verfolgung findet 
unter Bruch internationaler Verträge statt. 
Zum Januar wurde der inhaftierte Klaus-Die- 
ter Baumgarten begnadigt. Etwas weiter 
zurück liegt die Amnestieforderung. Diese Lö- 
sungen lehnt die Rote Hilfe e.V. ab. Es geht 
vielmehr um Freispruch bzw. Rehabilitierung 
der zu Unrecht Verfolgten. 

Rote Hilfe e.V., Bundesvorstand 


Zwangsweise DNA- 
Analyse im Knast 


Peter Wagner, sozialer Gefangener, sollte ge- 
gen seinen Willen eine Speichelprobe abge- 
nommen werden. Er wehrte sich gegen den 
genetischen Fingerabdruck und muss deswe- 
gen mit einem Prozess rechnen. Er braucht fi- 
nanziellen Unterstützung wegen der anste- 
henden Anwaltskosten. 

Adresse: Peter Wagner, Möhlendyck, 47508 
Geldern, JVA 


Interview mit Benjami Ramos 


„... Wir erkennen uns wieder in 
den Erlebnissen der anderen“ 


(von Ende November 1999, aus „poble insur- 
gent" Nr. 2, Dezember 99; Ubersetzung aus 
dem Katalanischen: C.l.i.S., Barcelona) 


Wie ist deine Situation nach der Verlegung in 
die Països Catalans’? 

Nun, ich bin nach wie vor in der Situation, 
meiner Freiheit beraubt und eingesperrt zu 
sein als Geisel im Krieg. Die Vorschläge, die 
von den katalanischen Institutionen gemacht 
werden, sind weiterhin von der Genehmigung 
aus Madrid abhängig. Ich muss akzeptieren, 
dass sie weiterhin an den grundlosen und un- 
verhältnismäßigen Beschuldigungen festhal- 
ten, mit denen sie mein Eingesperrtsein recht- 
fertigen wollen, wie z.B. die vier Jahre und drei 
Monate wegen Fälschung von Autokennzei- 
chen, egal ob ich es nur geduldet oder wirk- 
lich gemacht habe, sagen sie - wobei die Wahr- 
heit ist, dass das eine Konstruktion und Ma- 
nipulation der Polizei war. Zunächst müsste 
diese Justiz-Farce ein Ende haben und das Ur- 
teil annulliert werden, da diese Beschuldigun- 
gen auf Aussagen beruhen, die unter Folter 
gemacht wurden (was bewiesen werden kann) 
und weil auch die Bedingungen, an die die 
Auslieferung geknüpft war, nicht erfüllt wur- 
den. 

Nun gut, all diese Geschichten sind bekannt. 

Um direkt auf die Frage zu antworten, muss 
ich sagen, dass ich widerrechtlich meiner Frei- 
heit beraubt und wie der Rest der politischen 
Gefangenen aus dem baskischen Kollektiv ei- 
ne Kriegsgeisel bin, die vom spanischen und 
französischen Staat instrumentalisiert wer- 
den. 
Nehmen wir zum Beispiel Mayor Oreja (In- 
nenminister der spanischen Zentralregierung, 
d.Übers.), der meine Verlegung benutzte, um 
der Frage eines Journalisten auf einer Presse- 
konferenz auszuweichen, die angesichts der 
letzten „Verlegung“ der Gefangenen insze- 
niert wurde. Der Journalist wollte wissen, war- 
um diese Initiative nicht mit der Freilassung 
der haftunfähigen Gefangenen und der 113, 
die nach geltendem Recht frei sein müssten, 
begonnen wurde. Mayor Oreja antwortete, 
dass nach individuellen Kriterien vorgegan- 
gen worden sei, dass die Verlegten an Knastak- 
tivitäten teilgenommen hätten, das man 
bemüht war, die Gefangenen nahe ihrer Fa- 
milien zu verlegen und dass deshalb nicht al- 
le nach Euskal Herria (Baskenland) verlegt 
worden seien - wie in meinem Fall. 

Dieser Mann, Oreja, sollte mal zur Beichte 
gehen. Ich habe niemals an irgendeiner 
Knastaktivität teilgenommen, und am Ende 
haben sie mir die Teilnahme an den Prüfun- 
gen meines Fernstudiums an der Universität 
verweigert. Zudem war meine Verlegung be- 
reits einen Monat vor der Inszenierung, des 


Verlegungsmanövers von der Generalität (ka- 
talanische Autonomieregierung, d.Übers.) ge- 
nehmigt gewesen. Fin Manöver, welches die 
Zerstreuung aufrechterhält, anstatt die Ge- 
fangenen ihrer Heimat näher zu bringen. 

Die katalanischen Institutionen könnte sich 
auf Tausende von Gründen beziehen, um mich 
jetzt endlich freizulassen. Und es könnte 
gleichzeitig ein Zeichen sein für den offenen 
demokratischen Aufbauprozess in Euskal Her- 
ria. 


Sieht du Unterschiede zwischen der spani- 
schen und der katalanischen Knastpolitik? 
Gibt es da Unterschiede? Ich bin erst seit kurz- 
em hier und bisher habe ich keine substanti- 
ellen Unterschiede festgestellt. Nach wie vor 
bin ich eingeknastet. Wohl wurde die Begren- 
zung und Überwachung der Kommunikation 
aufgehoben. Das passiert auch in einigen spa- 
nischen Knästen. Ich weiß nicht, ob die Knast- 
politik hier unabhängig von der spanischen 
ist. Hier scheint es einfacher, mit den Verant- 
wortlichen für die Knastangelegenheiten zu 
sprechen. Aber das muss sich in Ergebnissen 
ausdrücken. 


Unterscheidet sich die Situation in den deut- 
schen von der in den spanischen Knästen? 
Tolstoi sagte, um einen Staat beurteilen zu 
können, muss man seine Knäste von innen 
kennen. Hier in den Eingeweiden des Staates 
sieht man deutlich seinen repressiven Cha- 
rakter, besonders gegen die linke Opposition. 
Die Machtmissbräuche sind unzählbar. Und 
wenn ab und zu Nachrichten nach außen drin- 
gen, über die Unterschiede in der Behandlung, 
in der Anwendung der Gesetze, so werden in 
den Debatten niemals die Wurzeln des Ganzen 
erwähnt, weil dies das ganze System in Frage 
stellen würde. Das Polizeisystem, das Über- 
wachungssystem, die Verfolgung von Men- 
schen, das militaristische, sexistische und ras- 
sistische System ... 

Der wirkliche Sinn der Knäste ist, ungestraft 
zu zerstören und ein rentables Geschäft auf- 
zubauen. Im Falle von Spanien wird nicht ein- 
mal die Form gewahrt - zum Beispiel werden 
in Meco (Alcalá Meco, Knast außerhalb von 
Madrid, d.Übers.) für ein Kilo schlechter To- 
maten 350 Peseten verlangt (ein Vielfaches des 
Marktpreises, d.Übers.). Gleichzeitig sind die 
Knäste Experimentierfelder. Z.B. werden die 
Wirkungen von Giften und/oder Medikamen- 
ten auf den menschlichen Körper erprobt. 
Multinationale pharmazeutische Konzerne er- 
stellen Studien über die Grenzen dessen, was 
der Mensch ertragen kann. Ich habe Mitge- 
fangene kennen gelernt, die aufgehängt auf- 
gefunden wurden (Benjami bezieht sich auf 
Katxue, Jose Aranzamedi, einen Gefangenen 
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aus der ETA, der aufgrund dieser pharmako- 
logischen Folter in psychologischer Behand- 
lung im Knast war und sich erhängt hat - 
d.Übers.) und viele, deren Tod beschleunigt 
wurde, indem sie von giftigen Drogen abhän- 
gig gemacht und ohne medizinische Versor- 
gung gelassen wurden ... 


Es gibt viele Arten zu töten. 
Sie können dir ein Messer in den Bauch stoßen, 
dich verhungern lassen, 
dich nicht von einer Krankheit heilen, 
dich in den Selbstmord treiben, 
dich durch Arbeit töten, 
dich in den Krieg schicken etc. 
Nur wenig davon 
ist in unserem Staat verboten. 
Bertolt Brecht 
(aus dem Spanischen rückübersetzt) 


All das habe ich vor allem in Spanien gese- 
hen. Die 494 Tage in Berlin waren eine extre- 
me physische Isolierung, vor allem die ersten 
10 oder 11 Monate, bis der Berliner Richter 
entschied, mich aus den „Sicherheitsmaßnah- 
men“ herauszunehmen, als er Ungereimthei- 
ten bei den Anklagepunkten feststellte. Vor al- 
lem weil er sich von der Bevormundung durch 
die deutsche Regierung, die mit derspanischen 
kollaborierte, gekränkt fühlte. Sie pfiffen ihn 
zurück, hinderten ihn, seine Rolle als Richter 
zu erfüllen, hemmten ihn bei seiner Arbeit ( 
so wurden seine Anfragen über -Folter ge- 
sammelt in internationalen Berichten - und 
ob ich einen gerechten Prozess zu erwarten 
habe, nicht beantwortet). In Spanien wurde er 
abwertend als Dorfrichter bezeichnet, da ja 
Berlin ein Stadtstaat ist. Und auch wegen ei- 
nes weiteren wichtigen Aspektes: die große 
Solidarität, die ich von überall her erhalten 
habe, und die gute Arbeit, die meine Anwäl- 
tInnen geleistet haben. Mein Fall hätte ein Prä- 
zedenzfall in Deutschland gewesen sein kön- 
nen, der bei der Antragstellung auf politische 
Asyl herangezogen werden könnte, in dieser 
Zeitwurde gerade das Asylrecht aufs Neue ein- 
geschränkt. 

In Deutschland dauert die Untersuchungs- 
haft normalerweise zwei Monate, verlänger- 
bar auf sechs Monate (in Spanien sind es zwei 
bis vier Jahre). Die Untersuchungsgefangenen 
habe nur eine Stunde Hofgang pro Tag, und 
je nachdem, wie sie „eingestuft“ sind, voll- 
zieht er sich in Kleingruppen zu viert, unter 
freiem Himmel. Die Kommunikation wird 
überwacht, und die Briefe gibst du dem (Un- 
tersuchungs-JRichter in geschlossenem Um- 
schlag, und so bekommst du sie auch von ihm. 
In Spanien haben sie immer kontrolliert und 
eingeschränkt, so konnte ich nur zwei Briefe 
wöchentlich schreiben, die ich in offenem Um- 
schlag dem diensthabenden Schließer geben 
musste - hier hat jeder zu deiner Privatsphä- 
re Zugang - und die ankamen, waren mit ei- 
ner Klammer zusammengeheftet. Verzögert 
bis zu zwei Monaten, wenn sie nicht in Kasti- 
lisch („Spanisch“) waren, und auch die Briefe 
von meiner Lebensgefährtin haben sie zurück- 
gehalten, wann immer sie wollten. Wenn ich 
mit meiner Anwältin telefonierte, musste ich 
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ihnen immer sagen, worüber wir sprechen 
würden. Während der 10-11 Monate der tota- 
len Isolation brannte immer Licht in der Zel- 
le, und nachdem sie es um 23 Uhr ausschal- 
teten, wurde ich jede Stunde mit einem Licht- 
strahl geblendet, wenn sie die nächtlichen 
Kontrollen machten. Mit anderen Gefangenen 
hatte ich keinen „Kontakt“, ich musste im klei- 
nen, überdachten Hof alleine gehen - später 
hatte ich mit zwei weiteren Gefangenen Hof- 
gang in einem offenen Hof... 

In Spanien wurde ich unter den sog. FIES- 
Bedingungen (Isohaftbedingungen gegen so- 
ziale Gefangene, d.Übers.) inhaftiert. Sie ha- 
ben mich auch physisch und politisch isoliert, 
indem sie versucht haben, mir den Kontakt mit 
anderen politischen Gefangenen zu verbieten 
(Isolation innerhalb der Isolation). Sie haben 
mich auf die „Krankenstation“ von Caraban- 
chel (Knast in Madrid) gebracht, was ein Er- 
satz („Verhinderung“!?, Anm. im Original) des 
Todes ist. Sie haben mich in das dreckige Loch 
von Alcala-Meco gesteckt, in einen 25x25m 
großen Hof mit 80-95 Gefangene, unter den 
elendsten hygienischen und sanitären Ver- 
hältnissen und ohne medizinische Betreuung. 
Vieler Hungerstreiks hat es bedurft, damit die 
minimalsten Rechte respektiert werden ... 

Ich könnte weitere Details erzählen über Be- 
such, ÄrztInnen, die Sprache ... aber ich will 
nicht zu sehr ausschweifen. 


Wie sieht du die politische Landschaft in den 
Paisos Catalans? 

Von dem her, was ich mitkriege, finde ich die 
Situation ziemlich lebendig. Ich sehe die Ato- 
misierung positiv, sie ist Ausdruck einer Viel- 
fältigkeit, eines Brennpunktes der Arbeit, ein 
Indiz dafür, dass das Volk lebendig ist, sich or- 
ganisiert und fähig ist, Antworten zu geben, 
an den Aufgaben kämpft, die ihm wichtig sind, 
sich etwas aufbaut. Die Atome sind ein An- 
fang von Grund auf. Aber diese Stärke, dieser 
Reichtum an unterschiedlichen Farben und 
Meinungen kann sich in Schwäche verwan- 
deln, wenn wir ihr keinen Körper geben, wenn 
wir den Raum, das Territorium nicht füllen. 
Vielleicht sind die Koordinationstreffen in den 
ländlichen Gebieten und auf höherer Ebene - 
nationaler - eine Lösung. Aber der Diskurs 
darf nicht mehr bei der Frage der Einheit ste- 
hen bleiben, vielmehr muss es darum gehen, 
wie wir kämpfen, wie wir die verschiedenen 
Initiativen der Atome unterstützen und an- 
schieben. Seinen Platz einnehmen bedeutet, 
ein Projekt mit einfachen, greifbaren Zielen 
zu entwerfen und aufzubauen, welches Kräf- 
te sammeln kann und das nicht verzwickt ist. 
Ich glaube, dass im Moment alle ähnliche Din- 
ge sagen, also gehen wir an die Arbeit: kämp- 
fen wir und schreiten wir voran. 


Wie ist deine Beziehung zu anderen Gefange- 
nen, sowohl zu den politischen wie auch zu 
den sozialen? Wie war diese Beziehung zu den 
anderen Gefangenen vor deiner Ankunft in den 
Paisos Catalans? 

Ich bin Teil des Kollektivs der politischen bas- 
kischen Gefangenen. Wir halten Kontakt und 
wir teilen unsere Gefühle. Die Zerstreuungs- 


politik kühlt die Beziehungen nicht ab, obwohl 
sie sie kompliziert. Eine Beziehung hatte ich 
auch zu anderen Gefangenen, die sich gegen 
das kapitalistische System gestellt hatten: 
Kommunisten, Anarchisten, Antifaschisten, 
Unabhängigkeitskämpfern, Migranten ..., mit 
sozialen Gefangenen, die ein Bewusstsein ih- 
rer Situation hatten. Die menschliche Wärme 
zwischen den gefangenen Frauen und Män- 
nern mit politischem Bewusstsein ist von be- 
sonderer Substanz: Wir erkennen uns wieder 
in den Erlebnissen der anderen; es sind unse- 
re eigenen. Sicher, es gibt auch Scheißmo- 
mente und unterschiedliche Auffassungen, 
aber all das verbindet uns letztendlich noch 
stärker... 

Die physische Isolierung durchbricht man, 
indem man eine noch stärkere Isolierung ris- 
kiert. Häufig waren Kontakte mit Genossen 
aus anderen Trakten, anderen Gefängnissen, 
mit der Familie, den Freunden von draußen 
möglich, dank der sozialen Gefangenen. Der 
Versuch, durch die Zerstreuungspolitik zu iso- 
lieren und Konflikte mit sozialen Gefangenen 
zu schaffen, ist nicht aufgegangen. Die Mehr- 
heit der sozialen Gefangenen hat auch keine 
Kenntnisse über die Situation in Euskal Her- 
ria oder Katalonien. Sie erreicht die Vergif- 
tung, die Manipulation, die offizielle Ein- 
heitsversion über Geschehnisse, die der spa- 
nische Staat verbreitet. Aber der Kontakt mit 
den politischen Gefangenen führt dazu, dass 
sie die Politischen aus verschiedenen Gründen 
respektieren, weil sie sehen, dass es Gründe 
gibt - und das Recht - zu kämpfen; weil sie 
sehen, dass die politischen Gefangenen die re- 
pressivsten Knastbedingungen erfahren und 
als Kollektiv dagegenhalten; weil sie beob- 
achten, dass diese menschliches Verhalten ha- 
ben (nicht die Monster oder Teufel sind, als die 
sie von den Medien verkauft werden); weil sie 
die „Gegenseite“ suchen, lassen sie sich mit 
dir ein, weil wir immer bereit sind, Unterstüt- 
zung zu geben (bei Anträgen an den Richter, 
beim Zuhören und bei Beschwerden gegen die 
Haftbedingungen; um Konflikte unter den Ge- 
fangenen zu lösen oder bei Fragen, die Schu- 
le oder das Studium betreffen). Es muss ei- 
gentlich nicht erwähnt werden, dass es auch 
immer wieder Gefangene gibt, mit denen ein 
Zusammenkommen unmöglich ist, das sind 
die Spione, jene, die offene Nazi-Ideologien 
verbreiten und die die fanatische Version des 
Staates über die Wahrheit stellen. 

Ich habe sehr angespannte Zeiten erlebt, als 
in den spanischen Medien eine starke Agita- 
tion zur Gewalt gegen uns betrieben wurde, 
aber ich kann sagen, dass ich mich niemals 
verstecken musste - obwohl ich alleine war 
oder nur mit einem einzigen baskischen Ge- 
fangenen zusammen. In Bedingungen wie die- 
sen ging es vor allem darum, deine Würde zu 
verteidigen und durchzuhalten. Am Ende ha- 
ben mich sogar einige soziale Gefangene ak- 
tiv unterstützt. 

Eine traurige Realität in den spanischen 
Knästen ist die Tatsache, dass die Mehrzahl der 
sozialen Gefangenen aufgrund ihrer Verbin- 
dung mit dem, was „Drogen“ genannt wird 
(Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz, 


d.Übers.) einsitzt. Das bringt eine starke Ab- 
hängigkeit mit sich, bedeutet ein Leben wie 
das eines Spiegels, der in Tausende Teile zer- 
brochen ist. Die Beziehungen, die die Gefan- 
genen haben, sind sehr flüchtig. Dennoch han- 
deln sie authentisch. Ich habe hier noch Erin- 
nerungsstücke, Geschenke, die mir mit viel Zu- 
neigung gemacht wurden: Gedichte, kleine Fi- 
guren ... 

In Deutschland haben mich die politischen 
Gefangenen sofort unterstützt. Z.B. während 
meines Hungerstreiks gegen die Auslieferung. 
Sogar ein sozialer Gefangener eines anderen 
Knastes hat einen dreitägigen Solidaritäts- 
Hungerstreik durchgeführt. Meine Isolations- 
haftbedingungen waren extrem und die so- 
zialen Gefangenen haben über meinen Fall 
durch die Presse gehört oder über Mitgefan- 
gene (es gab viele kurdische Gefangene) oder 
aufgrund der Solidaritätsaktionen, die sie auf 
der anderen Seite der Gefängnismauer hörten, 
in Form von Konzerten, Demos etc. Mir wur- 
de sehr viel Zuneigung, Respekt und Aner- 
kennung durch die Gefangenen in Berlin zu- 
teil. Immer versuchten sie, meine Isolation 
durchbrechen. Als ich von heute auf morgen 
ausgeliefert wurde (niemand war über den ge- 
nauen Zeitpunkt informiert worden), wurden 
aus Sicherheitsgründen die anderen Gefange- 
nen in ihren Zellen eingeschlossen und der 
Hofgang gestrichen. Nun, die Paranoia reich- 
te soweit, dass der Richter die von der Polizei 
mitgebrachte Übersetzerin bei den Besuchen 
meiner Lebensgefährtin verbot, ebenso eine 
andere der Roten Hilfe, weil diese Solidarität 
gezeigt hatten. 

Hier im Gefängnis von Quatre Camins bin 
ich im Ankunftsbereich untergebracht. Es gibt 
vier feste Gefangene, alle anderen sind im 
Transit. Ich habe keine Probleme des Zusam- 
menlebens. Nebenan gibt es Polizisten, die we- 
gen Vergewaltigung, Drogenhandel, Ent- 
führung sitzen ... man dachte, damit könne 
man mich einschüchtern. Aber hier mag sie 
niemand. 


Was denkst du über die Mobilisierungen, die 
deine Freiheit fordern? 

Ich bin bewegt, wenn ich daran denke. Ich ha- 
be ihre Dichte entdeckt, als ich hier ange- 
kommen bin, zuhause. Meine Verlegung war 
eine Frucht dieser Arbeit. FreundInnen aus 
dem Baskenland, die zu Besuch in Katalonien 
waren, hatten mir erzählt, dass sie viele Graf- 
fitis und Agitationen gesehen haben, die mei- 
ne Freiheit forderten. Und wenn sie stolz dar- 
auf sind, wie werde ich mich dann wohl 
fühlen! 

Diese Solidarität ist ein Beispiel von Sich- 
Einbringen, der uneigennützigen Arbeit... Und 
ich betone dabei die Unterschiedlichkeit der 
Leute, die die Mobilisierungen tragen. Das ist 
ein Beweis dafür, dass eine Zusammenarbeit 
möglich ist. Wenn mir Unterstützung aus die- 
sen verschiedenen Gruppen und Anschauun- 
gen (UnabhängigkeitskämpferInnen, Anar- 
chistInnen, KommunistInnen, der Familie ...) 
zuteil wurde, muss auch gesagt werden, dass 
dieser Kampf sich in der gemeinsamen Arbeit 
ausdrücken muss, den katalanischen Befrei- 


ungskampf voranzubringen. Es würde mir 
nicht gefallen, diese Mobilisierungen af eine 
Geste der Sympathie für jemanden reduziert 
zu sehen, der mit dem Kampf des baskischen 
Volkes in Verbindung gebracht wird. Es gibt 
viele Beispiele dafür, wie es möglich ist, ge- 
meinsame Anstrengungen zu unternehmen, 
wenn es um das Baskenland geht, und später 
findest du weder dieser Bereitschaft noch die- 
se Leute, wenn es um Katalonien geht. 

Ein anderer Aspekt in Bezug auf die Mobi- 
lisierung ist der, die anderen auch mal machen 
lassen zu können, um voranzukommen. Auf 
der Straße weiß man vielleicht eher, welche 
Dinge wie angepackt werden müssen. Ich für 
meinen Teil würde bei der Forderung nach 
meiner Freilassung mehr auf die politischen 
Gründe als auf die Frage meiner Gesundheit 
Bezug nehmen. Das hängt vielleicht mit mei- 
ner nicht-traditionellen Auffassung bezüglich 
dieser „Krankheit“ zusammen. (Benjami geht 
davon aus, dass es „AIDS“ in der Form, in der 
es von der bürgerlichen Wissenschaft als 
„Krankheit“ definiert wird, nicht gibt. Viel- 
mehr gibt es - vermutlich verschiedene - Ar- 
ten von Immunschwäche, für die er in seinem 
Fall eine Behandlung mit homöopathischen / 
pflanzlichen Mitteln fordert, die ihm seit fünf 
Jahren verweigert werden - d.Übers.). Gleich- 
zeitig finde ich es sehr richtig, eine Debatte zu 
führen über Knast und Gesundheit; Knäste = 
Orte des Todes. 

Benjami Ramos, La Roca del Valles, Novem- 
ber 1999 


1 Zeitschrift „Aufständisches Volk“ aus der katalani- 
schen revolutionären Unabhängigkeitsbewegung 

2 Països Catalans bezeichnet die „Katalanischen Län- 
der“, die eine historische, sprachlich-kulturelle Regi- 
on umfassen, welche in der Hauptsache wie folgt zu- 
sammengesetzt ist: ein Teil des südfranzösischen 
Roussillon sowie die zum spanischen Staat gehören- 
den „Autonomen Gemeinschaften“ Katalonien, Pais 
Valencià und Illes Balears. Die revolutionäre ka- 
talanische Unabhängigkeitsbewegung (independen- 
tisme revolucionari) kämpft für den Zusammen- 
schluss dieser Gebiete in einem sozialistischen Staat. 


Baskische Gefangene 
weiterhin im 
Hungerstreik 


Der am 1.11.99 begonnene Hungerstreik (HS) 
wurde mittlerweile von fast 60 Gefangenen 
getragen. Sieht sich eine/r der jeweils 20 Hun- 
gerstreikenden gezwungen, den HS aus ge- 


sundheitlichen Gründen abzubrechen, 
schließt sich ein anderes Mitglied aus dem 
Knastkollektiv an. Der Großteil hat für ca. ei- 
nen Monat das Essen verweigert, Josetxu Ariz- 
kuren in Paris musste die Aktion nach 56 Ta- 
gen aufgrund einer Erkrankung abbrechen. 

Vielfältige Solidaritätsaktionen unterstüt- 
zen den Kampf der Gefangenen. Sie reichen 
von kleinen Demos über Veranstaltungen bis 
hin zu einem einwöchigen Soli-HS von 730 
Menschen im spanischen Teil des Baskenlan- 
des, der um die Jahreswende durchgeführt 
wurde. Stets stehen die zentralen Forderun- 
gen im Mittelpunkt: Verlegung der Gefange- 
nen ins Baskenland - gegen die Zerstreu- 
ungspolitik; Freilassung derer, die 3⁄4 abgeses- 
sen haben, und Freilassung der Haftunfähi- 
gen. Für die Rechte der Gefangenen traten am 
22.12. auch viele KünstlerInnen Alavas (bas- 
kische Provinz) ein, die unter diesem Motto im 
Großen Theater von Gasteiz Aufführungen in 
den Bereichen Tanz, Theater und Literatur 
machten. 

Gegen einige Soliaktionen wurde staatliche 
Repression ausgeübt, wie bei einer Demo am 
8.1. in Iruñea mit 400 TeilnehmerInnen. Nach- 
folgend wurden 12 Personen festgenommen. 
Die B. drangen unter anderem in Kneipen ein 
und verprügelten die Gäste. Es gab viele Ver- 
letzte. - auch wurde der geplante Besuch von 
drei EH-Abgeordneten (baskisches linkes 
Wahlbündnis) beim Gefangenen Arizkuren in 
einer Pariser Klinik durch die Verhaftung der 
Parlamentarier verhindert. Dabei wurden 
ebenfalls zwei Angehörige und Leute aus ei- 
ner Gefangenen-Soli-Gruppe festgenommen. 
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Bewegung bei baskischen Parteien 


Auf politischer Ebene wurde nach der Been- 
digung der einseitigen Feuerpause ETAs (s. 
letzte Info) einiges in Bewegung gebracht. Die 
strömungsübergreifende Plattform für die 
Rechte der Gefangenen BATERA, in der viele 
der Mitgliedsorganisationen des Abkommens 
von Lizarra-Garazi vertreten sind, hielt am 
4.+5.1. in Madrid bzw. Paris Pressekonferen- 
zen ab, in denen sie die Knastpolitik der fran- 
zösischen und spanischen Regierung kritisier- 
te und Veränderungen forderte. In Paris wur- 
de zudem ein Ende der „Übergabepraxis“ von 
baskischen Gefangenen an die spanischen B. 
und der Verfolgung der Verhandlungsführe- 
Innen von ETA durch den französischen Staat 
gefordert. 

Die weitreichendste Aktion wird momentan 
von Euskal Herritarok (EH) geplant. Dabei 
handelt es sich um einen politischen General- 
streik im Baskenland am 27. Januar für die 
Rechte der Gefangenen. An dieser Frage zeich- 
nen sich bereits die Grenzen der im letzten In- 
fo genannten teilweisen Zusammenarbeit von 
bürgerlichen baskischen Nationalisten (v.a. 
die baskische Regierungspartei PNV) und den 
sozialistischen Abertzalen ab, denn die Erste- 
ren lehnen den Generalstreik als „unverhält- 
nismäßig“ ab. Hier scheint eine Rolle zu spie- 
len, dass die Bürgerlichen im Vorfeld der ge- 
samtstaatlichen Parlamentswahlen im März 
2000 sich auf ihre Herkunft und Klientel be- 
sinnen und die ökonomischen und Macht-In- 
teressen vor den angeblichen politischen Zie- 
len (Souveränität, nationaler Aufbau) zurück- 
treten. So haben denn PNV und EA gemein- 
sam mit IU-EB (baskischer Ableger der „Ver- 
einigten Linken“) zu einer Schweigedemo für 
den 15.1. in Bilbao aufgerufen, an der sich 
mittlerweile auch die baskische Regierung be- 
teiligen will. Die Forderungen sind: 1. Vertei- 
digung der Rechte der Gefangenen; 2. Auf- 
forderung an Madrid und Paris, „sich zu be- 
wegen“, 3. „ETA, hör auf“ und 4. für das Recht 
des Baskenlandes auf Selbstbestimmung sei- 
ner Zukunft. (Übrigens ist IU-EB gegen den 
Willen der spanischen IU-Zentrale nicht voll- 
ständig aus dem Abkommen von Lizarra-Ga- 
razi ausgestiegen, sondern hat ihre Aktivitä- 
ten lediglich auf die Gefangenenfrage redu- 
ziert. Offensichtlich war dies aber nur ein 
Manöver, um sich von der abertzalen Linken 
abzugrenzen, denn mit der baskischen Rech- 
ten ist eine weiterreichende Zusammenarbeit 
ja scheinbar möglich, wie der gemeinsame 
Aufruf zeigt.) EH wertete die geplante Demo 
als Reaktion auf die Aufforderung zum Gene- 
ralstreik und plant, sich daran zu beteiligen. 
Allerdings lehnt die linke Wahlplattform die 
dritte Forderung ab und will sich mit eigenen 
Transparenten und eigenem Block beteiligen. 
Dies hat zur Ablehnung von Seiten der PNV 
geführt, die EH auffordert, entweder den ge- 
samten Aufruf zu unterstützen oder eine ei- 
gene Demo zu organisieren. Am 3.12. war 
nach Ende der Feuerpause ETAs noch eine ge- 
meinsame Demo „für den Frieden“ mit eige- 
nen Parolen EHs möglich gewesen. Auch ei- 
ne kleinere Demo in Gasteiz am 30.11. für die 
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Rechte der Gefangenen (und nicht, wie im letz- 
ten Info auf S. 14 fälschlich abgedruckt für die 
„Forderung nach neuen Verhandlungen“) 
wurde noch gemeinsam durchgeführt. Der 
Druck spanischer Parteien und Institutionen 
auf die Bürgerlichen scheint also bereits 
Früchte zu tragen. Dabei gibt es auch in EH 
und deren stärkster Fraktion, Herri Batasuna 
(HB) Stimmen, die - wohl mit Blick auf beide 
Seiten, d.h. auch auf ETA - meinen, dass „ei- 
ne Rückkehr zum bewaffneten Kampf eine 
Niederlage der baskischen Gesellschaft ist; es 
gibt noch reale Möglichkeiten, die Konfronta- 
tion auf demokratische Mittel zu beschrän- 
ken“. (Arnaldo Ortegi, Co-Sprecher von HB 
und momentan medienwirksamste Führungs- 
person von EH). 


„Spanien“ droht mit Militär 


Nachdem sich der Bischof von Donostia (San 
Sebastian) nach irischem Modell als Vermitt- 
lerim Konflikt anbot und andeutete, dass auch 
die spanische Regierung bereit sein müsste, ei- 
nen Preis für den Frieden zu bezahlen, erfuhr 
er scharfe Kritik vom Regierungssprecher, der 
daraufhin ETA wieder mit dem deutschen Na- 
tionalsozialismus verglich und die Position je- 
ner, die ein entgegenkommen der Regierung 
fordern, mit dem Einlenken der Tschechoslo- 
wakei gegenüber Hitler vor dem ersten Welt- 
krieg gleichsetzte. 

Angesichts der „nationalistischen Gefahr“ 
geht der spanischen Kriegsminister Serra so- 
gar noch weiter. „Wenn es eine Bewegung gä- 
be, die Spanien einen Teil seines Territoriums 
entreißen will, dann schreitet laut Verfassung 
das Militär ein.“ Tatsächlich ist in Artikel 8 der 
spanischen Verfassung festgelegt, dass die 
Aufrechterhaltung der territorialen Integrität 
Spaniens Aufgabe der Streitkräfte ist, ein we- 
sentliches Identifikationsmoment des von Ser- 
ra beschworenen „Spanischtums“ = spani- 
scher Nationalismus und Chauvinismus. Die- 
ser Artikel basiert auf einem franquistischen 
Gesetz von 1967 und ist Teil des „verhandel- 
ten Übergangs“ Spaniens zur „Demokratie“ ( 
die sog. transición), bei der gerade die dro- 
hende Macht des Militärs als Argument zur 
Verhinderung der damals möglichen Souver- 
änität der historischen Nationen (Galizien, 
Baskenland, Katalonien) und eines wirklich 
demokratischen Prozesses benutzt wurde. Da- 
her ist es nur folgerichtig, dass ein Minister 
als Vertreter der institutionellen Senne 


franquistischer Elemente im Staate sich auf 
eben diese Machtmittel beruft. Kritik an die- 
ser und anderen Äußerungen ähnlicher Art 
von Seiten baskischer und katalanischer „Na- 
tionalisten“ wird bereits drohend als „gegen 
die Verfassung gerichtet“ bezeichnet. 


Benjami Ramos fünf Jahre im Knast! 


Der katalanische Internationalist ist Ende Ja- 
nuar seit fünf Jahren im Gefängnis, mitge- 
rechnet die Zeit, die er in Berlin in Ausliefe- 
rungshaft war. Gerade diese Zeit war Be- 
standteil eines Gesuches, das sich auf inter- 
nationale Regeln für die Auslandshaft bezog 
und eine Abgeltung dieser Zeit mit dem Wert 
1,5 forderte (manchmal war von 1 Tag Haft = 
Anrechnung als 2 oder 3 die Rede; dies hat 
sich offenbar als falsch herausgestellt). Dieser 
Antrag wurde kurz vor Weihnachten abge- 
lehnt, wobei eine dreitägige Widerspruchsfrist 
genau am 24.12. ablief. Der Widerspruch wur- 
de von Benjamis Anwältin rechtzeitig einge- 
legt und ist noch nicht entschieden. Wie be- 
reits mehrfach erwähnt, müsste Benjami auf- 
grund dieser und anderer Regelungen, die die 
Anrechnung von Haftzeiten, Anmeldung zu 
Prüfungen etc. betreffen, sowie aufgrund sei- 
ner gesundheitlichen Situation längst frei sein. 
Sein gesundheitlicher Zustand wird laut der 
letzten Untersuchung durch die Knastmedizin 
als kritisch bezeichnet (vgl. zum Thema Ge- 
sundheit auch Interview mit Benjami). 

Anfang Januar wurde Benjami beim Essen 
von einem Mitgefangenen geschlagen. In ei- 
nem Trakt in seiner Nähe sind wegen Dro- 
gendelikten, Entführung und Vergewaltigung 
verurteilte Polizisten inhaftiert, die gegenüber 
anderen Gefangenen stets Gewalt gegen Ben- 
jami propagierten. Nun war einer dieser Bul- 
len mit der Essensausgabe beauftragt, ohne 
dass dies zu den „Aufgaben“ dieser Gefange- 
nen gehören würde. Bei dieser Gelegenheit 
nutzt der Bulle einen Vorwand, um Benjami 
ins Gesicht zu schlagen, wobei er ihm die Bril- 
le zerbrach. Angehörige und das Solikomitee 
für Benjami in Barcelona haben gegen diesen 
Vorfall protestiert. 

Die letzte größere Soliaktion war ein zweitä- 
giger Hungerstreik vor der Regionalregierung 
in Barcelona am 18./19.12., der mit einer De- 
mo von 400 Leuten für die Rechte der baski- 
schen Gefangenen beendet wurde. 

C.L1.S. - Col.lectiu d'Informació Internacio- 
nalista i Solidària, Barcelona 


Freilassung der Gefangenen aus der RAF! 


Im Zusammenhang mit der Kampagne für die Freilassung aller Gelaren: aus der RAF 
wurde in Barcelona eine weitere Veranstaltung durchgeführt. Den Rahmen bildete eine 
Veranstaltungswoche über politische gefangene, in deren Verlauf auch über die Gefan- 
genen vom 12.10.99 (antifaschistische Demo) und über Benjami Ramos Vega berichtet 
wurde. Es wurde eine Resolution verabschiedet, die in kurzen Zügen die Geschichte der 
RAF und der Gefangenen beschreibt, die verschiedenen Ebenen der Repression und die 
Haftbedingungen benennt, betont, dass die Gründe für Widerstand gegen das herrschende 
System immer noch existieren, und die bedingungslose und sofortige Freilassung (ins- 
besondere ohne Zwang zum Abschwören von en Identität, Geschichte und s 


| genwärtiger Einstellung) fordert. 


Die Veranstaltungsreihe wird in den nächsten Wochen fortgesetzt 


| C.I. I S Col lectiu d Informaciö Internacionalista i i Solidäria, Barcelona 


Fortsetzung von Seite 1 
Hungerstreik gegen Isolationshaft 


lation in der Auseinandersetzung zwischen 
den zuständigen Behörden und Anstalts- 
leitungen verhindern, die durch das Ver- 
sterben des Gefangenen innerhalb weniger 
Tage eingetreten wäre. 


Solidaritätsaktionen in verschiede- 
nen Städten Westeuropas 


Seit letzter Woche kommt es verstärkt zu 
Solidaritätsaktionen meist türkischer Men- 
schen mit den Hungerstreikenden. So gibt 
es in vielen Städten Deutschlands und 
Westeuropas Solidaritätshungerstreiks. 

So findet in Hamburg seit über zwei Wo- 
chen ein unbegrenzter Solidaritätshunger- 
streik statt. Diese Woche bauten die Hun- 
gerstreikenden mit anderen solidarischen 
Menschen ein Zelt auf dem zentralen Platz 
vor dem Altonaer Bahnhof auf, um die Öf- 
fentlichkeit auf den Hungerstreik / Todes- 
fasten aufmerksam zu machen. 

Gestern (17.1.) wurde außerdem das Karl- 
Liebknecht-Haus in Berlin (Bundeszentra- 
le der PDS) besetzt. In Stuttgart wurde eben- 
falls das Büro des Landesverbandes der PDS 
Baden-Württemberg besetzt. Dort findet 
ebenfalls ein Solidaritätshungerstreik statt. 
Darüber hinaus finden erst einmal auf drei 
Tage beschränkte Solidaritätshungerstreiks 
in Berlin (Karl-Liebknecht-Haus), Dort- 
mund (Reinoldi-Kirche), Bremen, Köln, 
Ulm, Paris, Rotterdam, Brüssel, Wien, Graz 
(in Zelten oder Vereinsräumen) statt. 

In Wien wird es heute (18.1.) um 19.00 
Uhr eine Kundgebung vor der deutschen 
Botschaft (Reisnerstr. 44) geben. Gestern 
(17.1.) fand eine Kundgebung vor dem 
deutschen Konsulat in London statt, an der 
80 Menschen teilnahmen. 

In der Türkei befanden sich 1.300 Gefan- 
gene in einem dreitägigen Warnhunger- 
streik. Sie kündigten in einem Schreiben an, 
ihre Aktion in einen unbegrenzten Hun- 
gerstreik umzuwandeln, falls deutsche Stel- 
len nicht auf die Forderungen der Hunger- 
streikenden in Deutschland eingehen. 

Ulla Jelpke, PDS-Bundestagsabgeordnete, 
forderte in einer Presseerklärung vom 14.1. 
die Abschaffung der Isolationshaft ... (s. 
oben). Außerdem wendete sie sich in einem 
Schreiben vom 
17.1. an die Justiz- ; 
minister und -se- g 
natoren der Bun- ` 
desländer, in denen 
hungerstreikende 
Gefangene einsit- 
zen. Gegenüber ih- 
nen forderte sie, die 
Forderungen der 
Gefangenen zu er- | 
füllen, um eine 
weitere Eskalation ` 
zu verhindern. 

PE der Prozessgrup- 
pen zu den DHKP-C- 
Prozessen, 18.1. 


Stellungnahme von U. Jelpke, P Ds- o. bangen Isolationskaft. Auch die andern 
= Hungerstreikenden fordern die Aufhebung 
a ihrer Isolationshaf. 


Die Isolationshaft 
endlich abschaffen! 


Ami 12. Ianuar waren 15 Gefangene i in Ham- 


burg, Aachen, Berlin und anderen Gefäng- 
nissen - die meisten von ihnen Mitglieder 
‚oder Sympathisanten der türkischen »Revo-. 


lutionären Volksbefreiungspartei“ (DHKP-C) 


- im Hungerstreik. Seit dem 13. Januar ha- 
ben vier davon ihren zum Teil schon. Wochen. 


‚anhaltenden Hungerstreik in ein „Todesfa- 


sten“ ausgeweitet, In der Türkei fanden erste 


Solidaritätshungerstreiks von Gefangenen 


‚dort statt. Bei der letzten Aktion dieser Artin 
der Türkei starben dort 1996 zwölf ne 


ne. 


tionärs Ilhan Yelkuvan. Dieser fordert seit 


dem Urteil mit einem Hungerstreik die Auf- 
hebung der seit einem Jahr. gegen ihn ver- n 


“Das System der Tsolationshaft ist in der 


e Bundesrepublik seit seiner Einführung in den 


70er Jahren heftig umstritten. International 


wird es zu Recht als „weiße Folter“ kritisiert.: 


Selbst UN-Kommissionen haben diese Form- 


- der Haft mehrfach kritisiert, Bei Gefangenen, ji 
. die schon allein wegen mangelnder Kennt- 
. nis der deutschen Sprache einer besonderen 
. Haft unterliegen, wirkt die Verhängung von 
. Isolationshaft noch härter. . 


Ich appelliere an die Justiz, den foen 


. gen der Gefangenen nach Aufhebung der Iso- 
. lationshaft nachzukommen, die Schikanen- 
gegen die Gefangenen einzustellen und ihre | 
2 Haftbedingungen zu verbessern. 
Auslöser der iizigen An waren de | 
Haftbedingungen des vom Staatsschutzsenat i 
„des OLG Hamburg am 30.11.1999 zu lebens- 
| langer ‚Haft verurteilten DHKP-C-Funk- 


-Die Isolationshaft muss endlich abge 


schafft werden - nicht nur für die jetzt im. 


Hungerstreik befindlichen Gefangenen. Sie 


-ist inhuman. Die bleiernen Zeiten der „Ter-- 
: roristenverfolgung“ in diesem Land müssen. 
‚endlich aufhören o = o a 


Dokumentiert: Erklärung der Gefangenen aus der DHKP-C 


in türkischen Gefängnissen 


Um Ilhan Yelkuvan zu unterstützen, befinden 
sich 1000 Gefangene im Hungerstreik 


Der Hungerstreik, den unser Genosse am 30. 
November 1999 in Deutschland im Gefängnis 
von Hamburg begonnen hat, hat 40 Tage 
zurückgelassen. Um gegen die Haftbedingun- 
gen, denen er ausgesetzt wird, und gegen die 
Repression gegen die Revolutionäre und An- 
hänger der DHKP/C in Deutschland zu prote- 
stieren, befindet sich unser Genosse Ilhan seit 
mehr als 40 Tagen im Hungerstreik. 

Die Forderungen Ilhan Yelkuvans sind be- 
rechtigt und legitim. Illegitim sind die durch 
die deutsche Regierung geführten Angriffe ge- 
gen die Revolutionäre, die sich gegen den Fa- 
schismus in der Türkei einsetzen. Ilegitim ist 
die Gefangennahme dieser Revolutionäre 
durch die deutsche Regierung und sind die Iso- 


lationshaftbedingungen, denen sie die Revolu- 
tionäre aussetzt. 


Deutschland setzt sein Nazi-Erbe fort. Wenn 
man sich die Geschichte Deutschlands an- 
schaut, erkennt man, dass die deutsche Regie- 
rung bereits immer Revolutionären gegenüber, 
sowohl des eigenen Landes als auch denen an- 
derer Länder, Feindschaft gehegt hat. Diese 
Feindschaft hörte nicht mit dem Ende des Na- 
zi-Regimes auf, sondern setzt sich mit großer 
Geschwindigkeit heute noch fort. Zur Wahrung 
seiner imperialistischen Profite hat Deutsch- 
land das Erbe des Nationalismus fortgesetzt 
und sich an der Vergießung des Blutes der Völ- 
ker beteiligt. Aus diesem Grunde hat es faschi- 
stische Regierungen in neokolonialistischen 
Ländern immer und in jeder Hinsicht unter- 
stützt und hat gegen Revolutionäre im eigenen 
Land eine Hetzjagd unter Zertretung der eige- 
nen Gesetze betrieben. 

Deutschland ist für das Blutvergießen in un- 
serem Land verantwortlich! Deutschland ist ei- 
ne der wichtigsten Kräfte, die hinter der seit 
Jahrzehnten gegenüber unsrem Volk geführten 
Unterdrückungs-, Ausbeutungs- und Repressi- 
onspolitik steht. Ihr Nutzen besteht darin, dass 
unser Land weiterhin an der imperialistischen 
Ausbeutungskette gehalten wird, um die eige- 
nen Profite dadurch nicht zu gefährden. Aus 
diesem Grund ist es ein Kollaborateur des tür- 
kischen Faschismus und der Hauptunterstützer 
dieses Regimes. Mit den Waffen, Krediten, tech- 
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nischen Anlagen und Hilfeleistungen hat 
Deutschland den Faschismus, der unserem Volk 
gegenüber Schuldtaten verübt, unterstützt und 
alles, was in seiner Hand liegt, getan, damit der 
Faschismus noch mehr angreift, hat diesen ge- 
radezu dazu angestiftet. Deutschland trägt in 
militärischer Hinsicht mit seinen Waffenliefe- 
rungen, in wirtschaftlicher Hinsicht mit seinen 
Krediten und anlagen, die das Regime unter- 
stützen, für jeden Tropfen Blut, das in unserem 
Land vergossen wird, die Verantwortung. 


Deutschland ist der Mittäter der Mörder! Die 
Waffen und einzelnen Kugeln, die gegen das 
Volk in der Türkei benutzt werden, stammen 
zum größten Teil aus Deutschland. Als würdi- 
gen diejenigen, die bis heute geliefert wurden, 
nicht ausreichen, wird durch Genehmigung des 
Sicherheitsstabes der Bundesrepublik nun auch 
noch in der letzten Zeit versucht, Leopard-Pan- 
zer an die faschistische Regierung in der Tür- 
kei zu schicken. Einer der wichtigsten Abneh- 
mer der Panzer des Waffenkonzerns Krauss- 
Maffei Wegmann GmbH und anderer Konzer- 
ne ist der faschistische Staat in der Türkei. Dann 
fragen wir: Warum bewaffnet ihr den türki- 
schen Faschismus? Gegen wen sollen diese 
Waffen, Bomben und Gewehre eingesetzt wer- 
den? Der türkische Faschismus hat diese Waf- 
fen bislang gegen die Völker Anatolien benutzt, 
und wenn es der Nutzen ihrer imperialistischen 
Herren erfordert, werden sie diese weiterhin ge- 
gen die örtlichen Völker einsetzen. Die Impe- 
rialisten, die den türkischen Faschismus be- 
waffnen, um ihn von seiner Angst vor einer Re- 
volution zu befreien, werden, wenn nötig, bei 
ihren Angriffen gegen den strategisch wichti- 
gen Nahen Osten, den Balkan und den Kauka- 
sus den türkischen Faschismus aktiver benut- 
zen und das Blut der Völker vergießen. Aus die- 
sem Grunde ist alles, was sie über „Demokra- 
tie“, „Weltfrieden“ und „Menschenrechte“ sa- 
gen, nur eine Lüge. Der Nutzen Deutschlands 
ist darauf aufgebaut, dass die Völker Anatoli- 
ens weiter unterdrückt, ausgebeutet und mas- 
sakriert werden. Wenn unser Volk so in Armut 
lebt und dazu gebracht wurde, das Monatsen- 
de, geschweige denn einen einzigen Tag nicht 
satt zu verbringen, so nimmt Deutschland den 
ersten Platz in der Ausbeutungskette daran ein. 
Die unterirdischen und oberirdischen Schätze 
unseres Landes, die ausgebeutet werden, die 
Werte, die aus dem Fleiß und dem Werk unse- 
res Volkes gewonnen und ausgebeutet werden, 
fließen alle in die Kassen der deutschen und der 
anderen imperialistischen Länder. Die deutsche 
Konzerne, die ihren Gewinn durch die Aus- 
beutung der Reichtümer unseres Landes stei- 
gern, die mit dem Blut unseres Volkes erzielt 
wurden, unterstützen mit ihrer ganzen Kraft 
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das volksfeindliche, faschistische Regime in 
unserem Land, damit diese Ausbeutung nie en- 
det. Aber sie können machen, was sie wollen, 
wir werden diesen Ausbeutungsreifen ausste- 
chen. 

Wir werden unseren Kampf für Unabhän- 
gigkeit, die Befreiung unserer Völker, die Re- 
volution und den Sozialismus vergrößern. Mit 
diesem Ziel sind unsere Genossen überall, in 
jedem Bereich, und natürlich auch in Deutsch- 
land, in dem ein wichtiger Teil unserer Bevöl- 
kerung lebt, aktiv. Die deutsche Regierung, die 
ein Mittäter des türkischen Faschismus ist, 
zeigt, indem sie aufgrund ihrer Unzufrieden- 
heit über die Existenz unserer Genossen und 
der Revolutionäre die DHKP/C und ihre Verei- 
ne und Einrichtungen unter Zertretung ihrer ei- 
genen Gesetze angreift, dass sie die Erbin des 
Nazi-Regimes ist. 


Deutschland fürchtet sich vor der Revolution 
und dem Sozialismus! Denn die DHKP/C-Ier ste- 
hen für die Revolution und den Sozialismus, 
den sie mit ihren Demagogien den ganzen Völ- 
kern der Erde gegenüber für tot erklärten und 
aus dem Bewusstsein der Völker streichen wol- 
len. Die deutsche Regierung, die immer, wenn 
sie irgend etwas von der DHKP/C sieht, gleich- 
zeitig an den Sozialismus und die Revolution 
denkt und dies nicht ertragen kann, greift un- 
sere Einrichtungen und unsere Genossen an, 
nimmt sie in Gefangenschaft. Doch damit be- 
gnügt sie sich nicht. Unsere Genossen, die sie 
mit rechtswidrigen Komplotten gefangen 
nimmt, hält sie in Isolationsbedingungen und 
glaubt, damit unsere Genossen zur Aufgabe 
zwingen zu können. Aber sie täuscht sich. Die 
Repression und Angriffe der Imperialisten und 
ihrer Kollaborateure können zu keiner Zeit die 
Partei- und Front-Angehörigen zur Aufgabe 
zwingen. Unser Genosse Ilhan Yelkuvan ant- 
wortet mit seinem über 40 Tage andauernden 
Hungerstreik der deutschen Regierung und al- 


len Volksfeinden noch einmal mit der Traditi 


on eines „freien Gefangenen“ und der Ent- 
schlossenheit der Partei und Front. Auch wir 
freie Gefangene aus den verschiedensten Ge- 
fängnissen Anatoliens unterstützen den Hun- 
gerstreik unseres Genossen Ilhan Yelkuvan mit 
der Einstellung und dem Enthusiasmus „Einer 
für alle, alle für einen“ und treten ab dem 11. 
Januar 2000 für drei Tage in einen Warn-Hun- 
gerstreik. Wir rufen alle revolutionären, fort- 
schrittlichen und ehrenhaften Menschen dazu 
auf, sich mit Ilhan Yelkuvan zu solidarisieren 
und gegen die deutsche Regierung in den ver- 
schiedensten Formen zu protestieren. Wir war- 
nen die deutsche Regierung: - Die Forderun- 
gen Ilhans Yelkuvans müssen sofort ange- 
nommen werden, die Isolationshaft unseres Ge- 
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nossen muss sofort beendet werden. - Deutsch- 
land muss seine Unterstützung gegenüber dem 
türkischen Faschismus beenden und die Mittä- 
terschaft aufgeben. - Die Repressionen ge- 
genüber den Revolutionären und ihren Ein- 
richtungen müssen beendet werden. 

10. Januar, Gefangene aus der DHKP/C 


p Juhnke beendete. am 


tung g Özgür Politika beendeie pa Juhnke m 
26. 12. 1999 ihren Aue ech den sie am 128, 
Juhnke i in das Gefängnis von Amasya ver 
degt yyy 
Eva Jahnke warde im en 1997 von 
türkischen Spezialeinheiten während der Mi- 
‚litäroperation „Morgenröte“ in Südkurdistan 
festgenommen. Anschließend wurde sie vor. 
das türkische Staatssicherheits-Militärgericht 
(DGM) in Van (Nord-West-Kurdistan) ver- 
schleppt. Dort erhob das Gericht am 26. Ok- 
tober 1997 eine Anklage gegen sie wegen 
„Mitgliedschaft in der PKK* und verurteilte 
sie zu 15 Jahren Haft. 


‚Auszüge aus einem Brief von Evu Juhn- 
ke a an ihre Familie 

ee Sivas/Türkei 29. 12. 1999 
ron bin ih, an der Seite meiner alten 
Zellengenossen. ‚Vor vier Tagen (26. 12) bin. 
ich zu ihnen zurückgekehrt und habe meinen 
Hungerstreik beendet. Das Ergebnis ist ja. 
nicht sonderlich überwältigend ausgefallen. 
Das Vorhaben nach Batman zurückzukehren 
Verlegung g mach Amaya Gesundheitich seht 
‚es mir den Umständen en Blei- 


einstellen, Und dasw wäre, \ wenn man o 
das: sich der HS immerhin über 60 Tage hin- 


Moment lebe ich natürlich Diät. Die a 
‚Tage mit schwergewicht den verlorenen Flüs- 


‚sigkeitshaushalt: in ein  einigermassens 


oh zu bringen, danach die verlo- 
renen Kilos und die Muskeln wieder aufzu- 
bauen. Denke in Kürze werde ich anfangen 
‚leichten Sport zu machen. Also auch wenn 
die eigentliche Aktion beendet ist, werden die 
Folgen. mich wohl noch e eine Weile beschäf- 


"gmn le) e 
: keli Grüße und dguten Rutsch ins neue 
Jahrtausend = Eva 
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